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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 2 3. April 1956 

11 — 53001 — 322/56 VI 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Hiermit übersende ich den von der Bundesregierung beschlossenen 

Entwurf eines Gesetzes über die am 22. März 
1956 in Bonn Unterzeichneten drei Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und 
dem Königreich Schweden über deutsche Ver- 
mögenswerte in Schweden, über die Wieder- 
herstellung gewerblicher Schutzrechte und zum 
deutschen Lastenausgleich 

mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deutschen Bundestages 
herbeizuführen. 

Die Texte der drei Abkommen und eines Unterzeichnungsprotokolls 
zum Abkommen über deutsche Vermögenswerte sowie eine Denk- 
schrift zu dem Gesetzentwurf nebst 5 Anlagen sind beigefügt. 

Federführend sind die Bundesminister des Auswärtigen, der Justiz 
und der Finanzen. 

Der Bundesrat hat in seiner 137. Sitzung am 20. April 1956 gemäß 
Artikel 76 Absatz 2 des Grundgesetzes beschlossen, gegen den Ent- 
wurf keine Einwendungen zu erheben. 

Der Bundesrat ist 'der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zustimmung 
bedarf. 


Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Dr. h. c. Blücher 


Druck: Bonner Universitäts-Buchdruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb: Dr. Hans Heger, Bad Godesberg, 
Rheinallee 20, Telefon 3551 



Entwurf eines Gesetzes 

über die am 22. März 1956 in Bonn Unterzeichneten drei 
Abkommen zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem 
Königreich Schweden über deutsche Vermögenswerte in Schweden, 
über die Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte und zum 

deutschen Lastenausgleich 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des 
Bundesrates das folgende Gesetz beschlossen: 

§ 1 

Den am 22. Marz 1956 in Bonn Unter- 
zeichneten drei Abkommen zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und dem König- 
reich Schweden, nämlich 

1. Abkommen über deutsche Vermögens- 
werte in Schweden nebst Unterzeich- 
nungsprotokoll, 

2. Abkommen über die Wiederherstellung 
gewerblicher Schutzrechte, 

3. Abkommen zum deuts chen Lasten aus- 
gleich 

wird zugestimmt. Die Abkommen und das 
Unterzeichnungsprotokoll werden nachste- 
hend veröffentlicht. 

§ 2 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
ermächtigt, für die Verwaltung und Anlage 
des in Artikel 4 Abs. 2 des Abkommens über 
deutsche Vermögenswerte in Schweden ge- 
nannten Liquidationsausgleichsfonds, solange 
dieser noch nicht an die Ausgleichsberechtig- 
ten verteilt ist, in Höhe der in ihn einfließen- 
den Mittel, höchstens jedoch bis zu einem 
Betrage von 150 Millionen Deutsche Mark, 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
zu übernehmen. 

§ 3 

(1) Vermögen und Erträge des Liquida- 
tionsausgleichsfonds werden zu Steuern 
irgendwelcher Art nicht herangezogen. Vor- 
gänge, die dem Erwerb oder der Verwertung 
von Forderungen nach dem Vertrag zwischen 
der Regierung der Bundesrepublik Deutsch- 
land, der Königlich Schwedischen Regierung 
und der Deutschen Revisions- und Treu- 
hand-Aktiengesellschaft, Frankfurt (Main), 
über die Verwertung von Forderungen 
schwedischer Gläubiger gegen deutsche Schuld- 
ner vom 17. Januar 1956 und dem Abkom- 
men zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Schweden über 
deutsche Vermögenswerte in Schweden vom 


22. März 1956 dienen und an denen die 
Deutsche Revisions- und Treuhand- Aktien- 
gesellschaft als Vertragspartner beteiligt ist, 
sind von allen Steuern befreit. 

(2) Ausschüttungsbeträge im Ausgleichs- 
verfahren (Artikel 5 des Abkommens über 
deutsche Vermögenswerte in Schweden) 
unterliegen weder den Steuern vom Einkom- 
men und Ertrag noch der Vermögensabgabe 
nach dem Lastenausgleichsgesetz. Die Aus- 
schüttungsbeträge sind außerdem bis zum 
Ende desjenigen Kalenderjahres, in dem sie 
an die Ausgleichsberechtigten ausgeschüttet 
werden, von der Vermögensteuer befreit. 
Die Vorschriften der §§ 47, 74 Abs. 2 und 3, 
75 des D-Markbilanzgesetzes sind auf die 
Ausschüttungsbeträge nicht anzu wenden. 
Verluste, die sich durch Abschreibung der 
bisherigen Wertansätze für Wirtschaftsgüter 
der in Artikel 5 Abs. 2 Nr. 1 und 2 bezeich- 
neten Art ergeben, bleiben bei der steuer- 
lichen Gewinnermittlung außer Betracht. 

§ 4 

Die Aufgaben der nach Ziffer 3 des Unter- 
zeichnungsprotokolls zum Abkommen über 
deutsche Vermögenswerte in Schweden zu 
benennenden deutschen Dienststelle werden 
von der Dienststelle für Auslandsvermögen 
durchgeführt. 

S 5 a 

Dieses Gesetz gilt auch im Land Berlin, so- 
fern das Land Berlin die Anwendung dieses 
Gesetzes feststellt. 

§ 6 

(1) Dieses Gesetz tritt am Tage nach seiner 
Verkündung in Kraft. 

(2) Der Tag, an dem die Abkommen, und 
zwar 

das in § 1 Nr. 1 dieses Gesetzes genannte 
Abkommen gemäß seinem Artikel 12, 
das in § 1 Nr. 2 dieses Gesetzes genannte 
Abkommen gemäß seinem Artikel 12, 
das in § 1 Nr. 3 dieses Gesetzes genannte 
Abkommen gemäß seinem Artikel 7 
in Kraft treten, ist im Bundesgesetzblatt be- 
kanntzumachen. 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Schweden 
über deutsche Vermögenswerte in Schweden 


överenskommelse 

mellan Förbundsrepubliken Tyskland och Konungariket Sverige 
rörande tyska tillgängar i Sverige 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Königreich Schweden 

HAßEN IN BETRACHT GEZOGEN, daß nach dem Ab- 
kommen von Washington vom 18. Juli 1946 zwischen der 
Französischen Republik, dem Vereinigten Königreich von 
Großbritannien und Nordirland und den Vereinigten 
Staaten von Amerika einerseits und dem Königreich 
Schweden andererseits deutsche Vermögenswerte in 
Schweden liquidiert und in einem Zwangsclearing ver- 
rechnet worden sind, daß ferner die Regierungen der 
Vertragsstaaten und die Deutsche Revisions- und Treu- 
hand-Aktiengesellschaft, Frankfurt a. M. am 17. Januar 
1956 einen Vertrag über die Verwertung von Forderun- 
gen schwedischer Gläubiger gegen deutsche Schuldner 
abgeschlossen haben. 

VON DEM WUNSCHE GELEITET, die mit der Liqui- 
dation deutscher Vermögenswerte in Sdiweden in Zu- 
sammenhang stehenden finanziellen und wirtschaftlichen 
Fragen endgültig zu regeln und damit einer weiteren 
Festigung ihrer Beziehungen zu dienen, 

SIND SIE ÜBEREINGEKOMMEN, das folgende Abkom- 
men zu schließen: 

Artikel 1 

(1) Deutsche Vermögenswerte in Schweden werden 
nicht mehr zum Zwecke der Liquidation erfaßt oder ver- 
äußert. 

(2) Die zur Durchführung der schwedischen Liquida- 
tionsmaßnahmen ergangene Verordnung Nr. 526 vom 
29. Juni 1945 über ein Veräußerungsverbot für deutsche 
Vermögenswerte wird mit der Wirkung aufgehoben, daß 
deutsche Vermögenswerte, einschließlich gewerblicher 
Schutzrechte und Schutzrechtsanmeldungen, welche nicht 
veräußert worden sind, freigegeben werden. 


Förbundsrepubliken Tyskland 
och 

Konungariket Sverige 

HAVA TAGIT I BETRAKTANDE, att enligt den i 
Washington träffade överenskommelsen av den 18 juli 
1946 mellan Sverige ä ena, och Amerikas Förenta Stater, 
Frankrike samt Storbritannien och Nordirland ä andra 
sidan, tyska tillgängar i Sverige likviderats och avräknats 
i en tvängsclearing, samt att vidare regeringarna i de for- 
dragsslutande staterna och Deutsche Revisions- und Treu- 
hand-Aktiengesellschaft, Frankfurt a. M., den 17 januarl 
1956 traffat en överenskommelse rörande indrivning 
m.m, av svenska fordringar mot tyska gäldenärer. 


LEDDA AV EN ÖNSKAN att slutgiltigt reglera de med 
likvidationen av tyska tillgängar i Sverige förknippade 
finansiella och ekonomiska frägorna och därmed främja 
ett ytterligare befästande av förbindelserna dem 
emellan, 

HAVA DE FÖRDRAGSSLUTANDE STATERNA ENATS 
om att sluta följande överenskommelse. 

Artikel 1 

(1) Tyska tillgängar i Sverige skola icke längre i li- 
kvidationssyfte kvarstadsbeläggas eller avyttras. 

(2) Den för genomförandet av de svenska likvida- 
tionsätgärderna utfärdade kungörelsen den 29 juni 1945 
nr 526 om skingringsförbud ä tysk egendom upphäves, 
varigenom tyska tillgängar inbegripet rättigheter pä det 
industriella rättsskyddets omräde, vilka icke försälts, 
friställas. 
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(3) Das für Zwecke dei Liquidation deutscher Vermö- 
genswerte ergangene Gesetz Nr. 486 vom 10. Juli 1947 
betr. Kraftloserklärung gewisser außerhalb Schwedens 
befindlicher Urkunden wird außer Kraft gesetzt. 


Artikel 2 

Soweit deutsche Vermögenswerte unter der Auflage 
veräußert worden sind, daß sie nicht an Deutsche über- 
tragen werden dürfen, wird diese Auflage außer Kraft 
gesetzt werden. 

Artikel 3 

(1) Die deutschen gewerblichen Schutzrechte und 
Schutzrechtsanmeldungen in Schweden, die vor dem 1. Ja- 
nuar 1947 von deutschen natürlichen oder juristischen 
Personen erworben oder eingereicht waren und die nach 
dem 1. Januar 1945 erloschen oder infolge Nichterfüllung 
gesetzlicher Erfordernisse zurückgewiesen worden sind, 
sollen in weitestmöglichem Umfang zugunsten der deut- 
schen Berechtigten wiederhergestellt werden. Die Einzel- 
heiten werden in einem besonderen Abkommen zwischen 
den Vertragsstaaten geregelt. 

(2) Soweit deutsche gewerbliche Schutzrechte auf 
Grund schwedischer Liquidationsmaßnahmen auf andere 
Inhaber übergegangen oder zugunsten anderer Perso- 
nen beeinträchtigt worden sind, bleibt es den Beteiligten 
überlassen, eine Vereinbarung zu treffen. Kommt eine 
Vereinbarung zwischen den Beteiligten nicht zustande, 
so kann auf Wunsch eines Beteiligten jeder der Vertrags- 
staaten den anderen Vertragsstaat um das Zusammentre- 
ten einer alsdann zu ernennenden Gemischten Regie- 
rungskommission ersuchen, welche die Aufgabe hat, den 
Beteiligten zwecks Herbeiführung einer gütlichen Eini- 
gung behilflich zu sein. 


Artikel 4 

(1) Die zuständige schwedische Behörde wird alle aus 
der Liquidation deutscher Vermögenswerte stammenden 
und nach Verrechnung im Zwangsclearing verbliebenen 
oder noch anfallenden Mittel der Deutschen Revisions- 
und Treuhand-Aktiengesellschaft zur Verfügung stellen. 

(2) Die Deutsche Revisions- und Treuhand-Aktien- 
gesellschaft verwaltet die ihr auf Grund des Absatzes 1 
und des in der Präambel zu diesem Abkommen erwähn- 
ten Vertrags vom 17. Januar 1956 übertragenen Mittel 
einschließlich ihrer Erträgnisse als ein Zweckvermögen 
„Liquidationsausgleichsfonds". 


Artikel 5 

(1) Der Liquidationsausgleichsfonds (Artikel 4 Ab- 
satz 2) wird in einem Ausgleichsverfahren nach Maß- 
gabe der Bestimmungen des Unterzeichnungsprotokolls 
ausgeschüttet. 

(2) Teilnahmeberechtigt an dem Ausgleichsverfahren 
(Ausgleichsberechtigte) sind nach Maßgabe der Bestim- 
mungen des Unterzeichnungsprotokolls: 

1. diejenigen, deren Vermögenswerte in Schweden 
liquidiert worden sind, 

2. Gläubiger, deren Schuldner im Rahmen des frü- 
heren deutsch-schwedischen Verrechnungsver- 
kehrs Einzahlungen bei der schwedischen Clear- 
ingbehörde (Clearingnämnden) vorgenommen 
haben, ohne daß entsprechende Auszahlungsmit- 
teilungen der Deutschen Verrechnungskasse bei 
der schwedischen Clearingbehörde vorliegen, es 
sei denn, daß Auszahlungen erfolgt sind. 


(3) Den för likvidationen av tyska tillgängar utfar- 
dade lagen den 10 juli 1947 (nr 486) om dödancle av 
vissa utanför Sverige befintliga handlingar sattes ur 
kraft. 


Artikel 2 

Därest tyska tillgängar avyttrats pä villkor att till- 
gängarna icke fä överlätas pä tyskt rättssubjekt, sattes 
detta villkor ur kraft. 


Artikel 3 

(1) Rättigheter pä det industriell rättsskyddets 
omräde i Sverige, som före den 1 januari 1947 förvär- 
vats eller varom ansökan gjorts av tyska fysiska och 
juridiska personer, och som efter den 1 januari 1945 
förfallit eller eljest upphört att äga giltighet pä grund 
av underlätenhet att fullgöra författningsenliga ätgär- 
der, skola i största möjliga utsträckning äterställas tili 
de tyska rattsinnehavarna. Närmare bestämmelser 
härom fastställas i en särskild överenskommelse mellan 
de fördragsslutande staterna. 

(2) I den man tyska rättigheter pä det industriell 
rättsskyddets omräde pä grund av svenska likvidations- 
ätgärder övergätt pä andra innehavare eller inskränkts 
tili förman för andra, överlätes ät parterna att träffa 
uppgörelse. Kommer en uppgörelse mellan parterna icke 
tili ständ, kan pä önskan av en av parterna envar av de 
fördragsslutande staterna hos den andra fördragsslutande 
staten hemställa om sammanträde med en blandad rege- 
ringskommission, som dä skall utses. Regeringskommis- 
sionen skall ha tili uppgift att vara parterna behjälplig 
med att ästadkomma en uppgörelse i godo. 


Artikel 4 

(1) Vederbörande svenska myndighet skall ställa tili 
förfogande för Deutsche Revisions- und Treuhand- 
Aktiengesellschaft alla frän likvidationen av tyska till- 
gängar härrorande och efter avräkning i tvängsclearin- 
gen äterstäende eller ytterligare tillkommande medel. 

(2) Deutsche Revisions- und Treuhand-Aktiengesell- 
schaft förvaltar de enligt första stycket och enligt den i 
inledningen tili denna överenskommelse omnämnda 
överenskommelsen av den 17 januari 1956 överlämnade 
medlen, jämte frän dessa härrorande avkastning, säsom 
ett ändamälsbestämt förmögenhetsobjekt "Liquidations- 
ausgleichsfonds". 

Artikel 5 

(1) Medien i Liquidationsausgleichsfonds (Artikel 4, 
andra stycket) skola användas i ett utdelningsförfarande 
enligt bestämmelserna i signaturprotokollet. 

(2) Berättigade att deltaga i utdelningsförfarandet 
(ersättningsberättigade) enligt bestämmelserna i signa- 
turprotokollet äro 

1. sädana rättssubjekt, vilkas egendom i Sverige 
likviderats, 

2. fordringsägare, vilkas gäldenärer inom ramen 
av den tidigare svensk-tyska avtalsclearingen 
verkställt inbetalning tili den svenska clearing- 
myndigheten (Clearingnämnden) utan att denna 
erhällit motsvarande utbetalningsbesked frän 
den tyska clearingmyndigheten (Deutsche Ver- 
rechnungskasse), dock under förutsättning att 
utbetalning icke skett. 
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Artikel 6 

Erreichen die Ausschüttungsbetrüge zwei Drittel der 
für die Ausyleichsbercclitigten nach Ziffer 4 des Untcr- 
zeichnungsprotokolls eingetragenen Beträge, so werden 
die Vertragsstaaten eine Vereinbarung über die Verwen- 
dung der im Liquidationsausyleichslcnds etwa noch vor- 
handenen Mittel treffen. Hierbei sollen insbesondere 
Härtcfälle, unter nationalsozialistischer Herrschaft poli- 
tisch, rassisch oder religiös Verfolgte, Vertriebene und 
Flüchtlinge berücksichtigt werden, sowie gegebenenfalls 
auch Rechtsträger, die nach Ziffer 7 des Unterzcich- 
nungsprotokolls nicht ausgleichsberechtigt sind. 

Artikel 7 

Die Vertragsstaaten werden alle zur Durchführung die- 
ses Abkommens erforderlichen Maßnahmen treffen. 

Artikel 8 

Die Regierungen der Vei Lragsstaaten werden sich in 
allen Angelegenheiten im Zusammenhang mit der Aus- 
legung und Anwendung dieses Abkommens konsultie- 
ren. Sie werden etwa erforderliche zusätzliche Vereinba- 
rungen zur technischen Durchführung dieses Abkommens 
treffen. 


Artikel 3 

(1) Soweit Meinungsverschiedenheiten nicht nach Ar- 
tikel 8 beigclegt werden können, sind sie auf Verlangen 
eines der Vertragsstaaten einem Schiedsgericht zu unter- 
breiten. 

(2) Das Schiedsgericht wird von Fall zu Fall in der 
Weise gebildet, daß jeder Vertragsstaat ein Mitglied 
bestellt und diese sich auf den Angehörigen eines dritten 
Staates als Obmann einigen. Werden Mitglieder und 
Obmann nicht innerhalb von drei Monaten bestellt, 
nachdem ein Vertragsstaat seine Absicht, das Schieds- 
gericht anzurufen, bekanntgegeben hat, kann in Erman- 
gelung einer anderen Vereinbarung jeder Vertragsstaat 
den Präsidenten des Internationalen Gerichtshofs bitten, 
die erforderlichen Ernennungen vorzunehmen. Für den 
Fall, daß der Präsident die Staatsangehörigkeit eines 
der beiden Vertragsstaaten besitzt oder aus anderem 
Grunde verhindert ist, soll ein Stellvertreter im Amt die 
erforderlichen Ernennungen vornehmen. 

(3) Das Schiedsgericht entscheidet mit Stimmenmehr- 
heit. Die Entscheidungen sind bindend. Jeder Vertrags- 
staat trägt die Kosten seines Mitgliedes. Die übrigen 
Kosten werden von den Vertragsstaaten zu gleichen 
Teilen getragen. Im übrigen regelt das Schiedsgericht 
sein Verfahren selbst. 


Artikel 10 

Im Hinblick auf die vorstehende Regelung wird die 
Bundesrepublik Deutschland Fragen, die aus der Liqui- 
dation der deutschen Vermögenswerte in Schweden ent- 
standen sind, nicht mehr erörtern. 


Artikel 11 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, so- 
fern nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Königlich Schwedischen Regierung inner- 
halb von drei Monaten nach Inkrafttreten dieses Abkom- 
mens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 


Artikel 6 

Uppgä utdclningsbcloppen tili tvä tredjedelar av de 
för de ersättningsberättigade enligt punkt 4 i signatur- 
protokoliet inskrivna beloppen, skola de fördrags- 
slutande staterna träffa övcrcnskommelse om använd- 
ningen av de i Liquidationsausgleichsfonds möjligen 
ännu kvarstäende inedlen. Härvid skola i synnerhet 
ömmande fall, under den nationalsocialistiska regimen pä 
grund av politisk eller religiös övertygelse oller rastill- 
hörighet förföljda, landsförvisade samt flyktingar till- 
godoscs ävensom eventuell! rättsinnehavare, vilka jäm- 
likt punkt 7 i signaturprotokollet icke äro ersättnings- 
berättigade. 

Artikel 7 

De fördragsslutande staterna skola vidtaga alla er- 
forderliga ätgärder för genomförandet av denna överens- 
kommelse. 

Artikel 8 

Regeringarna i de fördragsslutande staterna skola 
radgöra med varandra i alla frägor, som sammanhänga 
med tolkningen och tillämpningen av denna överens- 
kommclse. De skola trälfa eventueila tiiiäggsöverens- 
kommclscr angäende det tekniska genomförandet av 
denna överenskommelse. 


Artikel 9 

(1) Därest meningsskiljaktigheter icke kunna biläggas 
enligt artikel 8, skola de pä begäran av en av de 
fördragsslutande staterna hänskjutas tili en skilje- 
nämnd. 

(2) Skiljenämnden skall frän fall tili fall utses pä sä 
sätt, att varje fördragsslutande stat utser en mcdlcm 
och dessa ena sig om en medborgare i en tredje stat 
säsom ordförande. Hava medlemmar och ordförande icke 
utsetts inom tre mänader efter det att en fördragsslutande 
stat kungjort sin avsikt att hänskjuta en fräga tili 
skiljenämnden, kan i avsaknad av annan överens- 
kommelse varje fördragsslutande stat hcmställa hos 
Presidenten i Internationelia domstolen, att denne matte 
utse erforderliga skiljemän. Därest Presidenten är med- 
borgare i en av de bäda fördragsslutande staterna eller 
är av andra grunder förhindrad, mä hans ställföreträdare 
utse erforderliga skiljemän. 

(3) Skiljenämnden bcslutar med majoritet. Besluten 
äro bindande. Varje fördragsslutande stat bestrider 
kostnaderna för sin medlem. övriga kostnader skola 
tili lika delar bestridas av de fördragsslutande staterna. 
I övrigt bestämmer skiljenämnden själv sitt förfarande. 


Artikel 10 

Med hänsyn tili förevarande uppgörelse skall För- 
bundsrepubliken Tyskland icke vidare upptaga tili 
behandling frägor, som härröra frän likvidationen av 
tyska tillgängar i Sverige. 


Artikel 11 

Denna överenskommelse gäller även Land Berlin, 
sävida icke Förbundsrepubliken Tysklands regering inom 
tre mänader frän ikraftträdandet av övc.enskommelsen 
tili Konungariket Sveriges regering avgiver förklaring 
av motsatt innehäll. 
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Artikel 12 


Artikel 12 


(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die Ra- 
tifikationsurkunden sollen sobald wie möglich in Bonn 
und zwar gleichzeitig mit den Ratifikationsurkunden zum 
Abkommen über die Wiederherstellung gewerblicher 
Schutzrechte und zum Abkommen zum deutschen Lasten- 
ausgleich ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tage 
des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die zu diesem Zweck 
ordnungsmäßig bevollmächtigten Vertreter dieses Ab- 
kommen mit ihren Unterschriften versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 22. März 1956 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und schwedischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


(1) Denna överenskommelse skall ratificcras; ratifika- 
tionsinstrumenten skola utvaxlas i Bonn snarast möjligt 
och samtidigt med utvaxlingen av ratifikationsinstru- 
menten beträffande överenskommelsen om äterslällande 
av rättigheter pä det industriella rättsskyddets omräde 
samt överenskommelsen rörande den tyska Lasten- 
ausgleich. 

(2) överenskommelsen träder i kraft en mänad efter 
utväxling av ratifikationsinstrumenten. 

TILL BEKRÄFTELSE HARPÄ hava de för detta ändamäl 
vederbörligen befullmäktigade ombuden undertecknat 
denna överenskommelse. 

SOM SKEDDE i Bonn den 22 mars 1956 i dubbla 
exemplar, pä tyska och svenska spräken, vilka bäda 
texter äga lika vitsord. 


Für die Bundesrepublik Deutchland: 
För Förbundsrepubliken Tyskland: 
Dr. Berger 

Dr. Feaux de la Croix 


Für das Königreich Schweden: 
För Konungariket Sverige: 

R. Ku ml i n 
A. E. F. Sandström 
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Unterzeichnungsprotokoll zum Abkommen 
zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Schweden 
über deutsche Vermögenswerte in Schweden 


Signaturprotokoll tili överenskommelse 
mellan Förbundsrepubliken Tyskland och Konungariket Sverige 
rörande tyska tillgängar i Sverige 


Zu Artikel 1 

1. Soweit in Einzelfällen die Berechtigung zu der vor- 
genommenen Einziehung deutscher Forderungen auf 
Grund der maßgebenden Bestimmungen in Zweifel 
gezogen worden ist. wird der zuständigen schwedi- 
schen Behörde Vorbehalten, das in Absatz 2 genannte 
Veräußerungsverbot bis zur endgültigen Abwicklung 
dieser Fälle aufrechtzuerhalten. 

Zu Artikel 4 

2. Wenn und soweit sich herausgestellt hat, daß dem 
Liquidationsausgleichsfonds Mittel zugeflossen sind, 
die nicht aus der Liquidation deutschen Vermögens 
in Schweden stammen, soll die Deutsche Revisions- 
und Treuhand-Aktiengesellschaft auf Antrag der zu- 
ständigen schwedischen Behörde aus den ihr zur Ver- 
fügung gestellten Mitteln entsprechende Rücküber- 
weisungen an diese Behörde vornehmen. Diese Ver- 
pflichtung entfällt, soweit nach Ansicht des in § 7 des 
Vertrages zwischen der Regierung der Bundesrepu- 
blik Deutschland, der Königlich Schwedischen Regie- 
rung und der Deutschen Revisions- und Treuhand- 
Aktiengesellschaft vom 17. Januar 1956 genannten 
Ausschusses durch eine solche Rücküberweisung die 
gleichmäßige Fortführung bereits begonnener Aus- 
schüttungen (Ziffer 13) gefährdet ist. 

Zu Artikel 5 

3. Die zuständige schwedische Behörde wird, soweit 
ihr dies praktisch möglich ist, die Namen der nach 
ihren Unterlagen Ausgleichsberechtigten und die für 
sie verbuchten Beträge einer noch zu benennenden 
deutschen Dienststelle mitteilen, es sei denn, daß 
solche Mitteilungen bereits der Dienststelle für Aus- 
landsvermögen in Köln übersandt worden sind. In 
den in Ziffer 1 erwähnten Fällen kann die Mitteilung 
nachgereicht werden. 

4. Die deutsche Dienststelle wird eine Tabelle anlegen, 
in welche die Ausgleichsberechtigten, die nach Ziffer 3 
mitgeteilten Beträge und deren Gegenwert in Deut- 
scher Mark (Tabellenbetrag) einzutragen sind. Lauten 
die von der schwedischen Behörde mitgeteilten Be- 
träge auf nichtdeutsche Währung, so wird die deut- 
sche Dienststelle sie in entsprechender Anwendung 
des Artikels 8 der Anlage IV des Abkommens über 
deutsche Auslandsschulden vom 27. Februar 1953 in 
Deutsche Mark umrechnen, wobei als Stichtag der 
Tag gilt, an dem dieses Abkommen in Kraft tritt. 
Reichsmarkbeträge werden mit demjenigen Betrag in 
Deutsche Mark umgerechnet, der sich bei Anwendung 
der deutschen Gesetze zur Neuordnung des Geld- 
wesens auf die ursprüngliche Reichsmarkforderung 
ergibt. 


Till Artikel 1 

1. I de fall, dar det berättigade i verkställd likvida- 
tion av tyska fordringar pä grund av gällando 
bestämmelser dragits i tvivelsmäl, är det veder- 
börande svenska myndigheter obetaget att upprätt- 
hälla det i andra stycket omnämnda skingringsför- 
budet tili dess fallen slutgiltigt avgjorts. 


Till Artikel 4 

2. Om och i den utsträckning det visar sig, att tili 
Liquidationsausgleichsfonds influtit medel, som icke 
härröra frän likvidationen av tyska tillgängar i 
Sverige, skall Deutsche Revisions- und Treuhand- 
Aktiengesellschaft ur de tili dess förfogande ställda 
medlen pä begäran av vederbörande svenska 
myndighet äterbetala motsvarande belopp tili denna 
myndighet. Detta ätagande gäller dock icke säframt 
en dylik äterbetalning enligt det i § 7 av överens- 
kommelsen den 17 januari 1956 mellan Förbunds- 
republiken Tysklands regering, Konungariket Sveri- 
ges regering, och Deutsche Revisions- und Treuhand- 
Aktiengesellschaft omnämnda utskottets äsikt skulle 
äventyra genomförandet av redan päbörjade ut- 
delningar pä likmätig grund (punkt 13). 


Till Artikel 5 

3. Vederbörande svenska myndighet skall, i den man 
detta är praktiskt möjligt, efter ikraftträdandet av 
denna överenskommelse meddela en ännu icke 
angiven tysk myndighet namnen pä dem, som enligt 
den svenska myndighetens handlingar äro erstätt- 
ningsberättigade samt de för dessa bokförda belop- 
pen, säframt meddelande härom icke redan tillställts 
Dienststelle für Auslandsvermögen 1 Köln. I de i 
punkt 1 omnämnda fallen kan meddelande ske vid 
senare tidpunkt. 

4. Den tyska myndigheten skall uppgora en tabell, i 
vilken skall angivas de ersättningsberättigade, de 
enligt punkt 3 meddelade beloppen och dessas mot- 
värde i tyska mark (tabellbelopp). Äro de av den 
svenska myndigheten meddelade beloppen uttryckta 
i icke-tysk Valuta, skall den tyska myndigheten 
omräkna desamma tili tyska mark pä motsvarande 
sätt som föreskrives i Artikel 8 i Bilaga IV tili 
överenskommelsen angäende tyska utlandsskulder 
av den 27 februari 1953, varvid som stickdag skall 
gälla dagen för ikraftträdandet av denna överens- 
kommelse. Belopp i riksmark skola omräknas tili 
de belopp i tyska mark, vilka framkomma vid till- 
lämpning av de tyska lagarna om nyordning av 
penningväsendet (Umstellungsgesetz) pä de ursprung- 
liga riksmarksfordringarna. 
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5. Jeder Ausgleichsberechtigte erhält aus dem Liquida- 
tionsausgleichsfonds eine Ausschüttung, die zu dem 
für ihn nach Ziffer 4 eingetragenen Tabellenbetrag 
im gleichen Verhältnis steht wie die Höhe des Li- 
quidationsausgleichsfonds zur Gesamtsumme der Ta- 
bellenbeträge; Artikel 6 des Abkommens bleibt un- 
berührt. 

6. Der in Ziffer 2 genannte Ausschuß wird die Höhe 
des Liquidationsausgleichsfonds feststellen. 

7. Nicht ausgleichsberechtigt sind die in § 14 des Drit- 
ten Gesetzes zur Neuordnung des Geldwesens (Um- 
stellungsgesetz) und in § 18 des Altbankengesetzes 
vom 10. Dezember 1953 (Gesetz- und Verordnungs- 
blatt für Berlin Nr. 92 vom 15. Dezember 1953 S. 1483) 
bezeichneten Rechtsträger. 

8. Die deutsche Dienststelle wird dem Ausgleichsberech- 
tigten oder dem nach Ziffer 12 bestellten Treuhänder 
eine Mitteilung über die Eintragung in die Tabelle 
zustellen. 

9. Gegen die Mitteilung der deutschen Dienststelle ist 
der Widerspruch zulässig. Der Widerspruch ist inner- 
halb eines Monats nach Zustellung der Mitteilung 
bei der deutschen Dienststelle zu erheben. Die deut- 
sche Dienststelle hat, gegebenenfalls nach Rückfrage 
bei der zuständigen schwedischen Behörde, auf den 
Widerspruch einen Bescheid zu erteilen; erteilt sie 
innerhalb von zwei Monaten keinen Bescheid, so 
gilt der Widerspruch als zurückgewiesen. 

10. Ausgleichsberechtigte, die innerhalb von drei Mo- 
naten seit Inkrafttreten dieses Abkommens keine 
Mitteilung erhalten haben, können bei der deutschen 
Dienststelle einen Antrag auf Eintragung in die Ta- 
belle stellen. Der Antrag ist nur innerhalb von zwei 
Monaten nach Ablauf der in Satz 1 genannten Frist 
zulässig. Die deutsche Dienststelle hat, gegebenen- 
falls nach Rückfrage bei der zuständigen schwe- 
dischen Behörde, dem Antragsteller einen Bescheid 
darüber zu erteilen, ob und mit welchem Betrag er 
in die Ausgleichstabelle eingetragen worden ist; 
Ziffer 9 letzter Halbsatz gilt entsprechend. 

11 . Gegen Bescheide nach Ziffer 9 und 10 ist innerhalb 
eines Monats die Klage vor dem zuständigen deut- 
schen Landesverwaltungsgericht zulässig. Die Klage 
kann nur damit begründet werden, daß der Aus- 
gleichsberechtigte oder der von der zuständigen 
schwedischen Behörde mitgeteilte Betrag nicht oder 
nicht richtig in die Tabelle eingetragen oder der 
DM-Betrag nicht nach den Vorschriften der Ziffer 4 
berechnet worden ist. 

12. Für Ausgleichsberechtigte mit Sitz oder Wohnsitz 
außerhalb des Bundesgebietes und von Berlin (West) 
wird von der deutschen Dienststelle, soweit nicht be- 
sondere Umstände dies entbehrlich machen, ein Treu- 
händer bestellt werden. Der in Ziffer 2 genannte 
Ausschuß ist berechtigt, die Bestellung eines Treu- 
händers zu verlangen. Der Ausschuß kann dem Treu- 
händer Weisungen erteilen. 

13. Nach Ablauf der in Ziffer 10 Satz 1 und 2 genannten 
Fristen wird die deutsche Dienststelle im Einverneh- 
men mit dem in Ziffer 2 genannten Ausschuß nach 
Maßgabe der Ziffer 5 die Deutsche Revisions- und 
Treuhand- Aktiengesellschaft anweisen, Ausschüttun- 
gen an die Ausgleichsberechtigten vorzunehmen Teil- 
ausschüttungen sind zulässig. Der Ausschuß kann 
anordnen, daß Ausschüttungen und Teilausschüttun- 
gen im Einzelfall den Betrag von zehn Deutsche Mark 
erreichen müssen. Sind keine weiteren Eingänge für 


5. Var je ersättningsberättigad erhäller ur Liquidations- 
ausgleichsfonds en utdelning, som stär i samma för- 
hällande tili det för honom enligt punkt 4 fastställda 
tabelibeloppet som storleken av Liquidationsaus- 
gleichsfonds tili totalsumman av tabellbeloppen. 
Artikel 6 i överenskommelsen beröres icke härav. 

6. Det i punkt 2 omnämnda utskottet skall fastställa 
storleken av Liquidationsausgleichsfonds. 

7. Icke ersättningsberättigade äro de i § 14 av tredje 
lagen angäende nyordning av penningväsendet (Um- 
stellungsgesetz) och i § 18 av lagen angäende äldre 
banker av den 10 december 1953 (Altbankengesetz, 
Gesetz- und Verordnungsblatt für Berlin, nr 92 av 
den 15 december 1953, sid. 1438) angivna rättsinne- 
havarna. 

8. Den tyska myndigheten skall tillställa de ersätt- 
ningsberättigade eller det enligt punkt 12 utsedda 
ombudet ett meddelande om införande i tabellen. 

9. Mot den tyska myndighetens meddelande kan in- 
vändning göras. Invändningen skall framställas hos 
den tyska myndigheten inom en mänad efter del- 
fäendet av meddelandet. Den tyska myndigheten 
skall, i förekommande fall efter samräd med veder- 
börande svenska myndighet, meddela besked an- 
gäende invändningen; därest nägot besked ej medde- 
las inom tvä mänader, anses invändningen avvisad. 

10. Ersättningsberättigade, som inom tre mänader efter 
ikraftträdandet av denna överenskommelse icke 
erhällit nägot meddelande, kunna hos den tyska 
myndigheten göra ansökan om att bliva införda i 
tabellen. Ansökan kan endast göras inom tvä mäna- 
der efter utgängen av den i första meningen angivna 
fristen. Den tyska myndigheten skall, i före- 
kommande fall efter samräd med vederbörande 
svenska myndighet, tillställa sökanden ett besked, 
om och med vilket belopp han införts i tabellen; 
slutet av sista meningen i punkt 9 äger motsvarande 
tillämpning. 

11. Mot besked enligt punkterna 9 och 10 kan inom en 
mänad talan föras hos vederbörlig tysk Landesver- 
waltungsgericht. Talan kan endast grundas därpä, att 
den ersättningsberättigade eller det av vederbörande 
svenska myndighet meddelade beloppet icke alls 
eller pä oriktigt satt införts i tabellen eller att be- 
loppet i tyska mark icke beräknats enligt före- 
skrifterna i punkt 4. 

12. För ersättningsberättigade med säte eller hemvist 
utanför Förbundsrepubliken och Västberlin skall den 
tyska myndigheten utse ornbud, sävida icke sär- 
skilda omständigheter göra detta onödigt. Det i 
punkt 2 omnämnda utskottet har rät att kräva, att 
ornbud utses. Utskottet kan lämna anvisningar ät 
ombudet. 

13. Efter utgängen av de i punkt 10, första och andra 
meningarna, angivna fristerna skall den tyska 
myndigheten i samförständ med det i punkt 2 
omnämnda utskottet anmoda Deutsche Revisions- 
und Treuhand-Aktiengesellschaft att jämlikt punkt 5 
verkstäila utdelningar tili de ersättningsberättigade. 
Partielia utdelningar äro tillätna. Utskottet kan 
bestämma, att utdelningar och partiella utdelningar 
maste uppgä tili minst tio tyska mark. Skulle nägra 
ytterligare medel för Liquidationsausgleichsfonds 
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den Liquidationsausgleichsfonds zu erwarten, so kann 
der Ausschuß über die Verwendung solcher Beträge 
entscheiden, die nach Satz 3 wegen Geringfügigkeit 
nicht ausgeschüttet worden sind. 

14. Besteht Ungewißheit über die Person des Ausgleichs- 
berechtigten, so kann der entsprechende Ausschüt- 
tungsbetrag hinterlegt werden. 


Zu Artikel 9 

15. Es besteht Einverständnis, daß dieser Artikel auf 
die in Artikel 3 behandelten Fragen keine Anwen- 
dung findet. 

Dieses Unterzeichnungsprotokoll ist integrierender Be- 
standteil des heute Unterzeichneten Abkommens zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich 
Schweden über deutsche Vermögenswerte in Schweden. 

GESCHEHEN zu Bonn am 22. März 1956 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und schwedischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


icke vara att päräkna, kan utskottet besluta angäende 
användningen av sädana belopp, som enligt tredje 
meningen pä grund av sin ringa storlek icke utdelats. 

14. Räder ovisshet rörande den ersättningsberättigades 
person, kan ifrägavarande utdelningsbelopp ned- 
sättas i förvar. 


Till Artikel 9 

15. Det föreligger enighet om att bestämmelserna i 
denna artikel icke äga tillämpning pä de i artikel 3 
behandlade spörsmälen. 

Detta Signaturprotokoll utgör en integrerande del av 
den överenskommelse, som denna dag träffats mellan 
Förbundsrepubliken Tyskland och Konungariket Sverige 
rörande tyska tillgängar i Sverige. 

SOM SKEDDE i Bonn den 22 mars 1956 i dubbla 
exemplar, pä tyska och svenska spräken, vilka bäda 
texter äga lika vitsord. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
För Förbundsrepubliken Tyskland: 
Dr. Berger 

Dr. Feaux de la Croix 


Für das Königreich Schweden: 
För Konungariket Sverige: 
R. Kumlin 
A. E. F. Sandström 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Schweden 
über die Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte 


överenskommelse 

mellan Förbundsrepubliken Tyskland och Konungariket Sverige 
rörande äterställande av rättigheter pä det 
industriella rättsskyddets omräde 


Die Bundesrepublik Deutschland 
und 

das Königreich Schweden 

SIND IM HINBLICK AUF das zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich Schweden ab- 
geschlossene Abkommen über deutsche Vermögenswerte 
in Schweden und 

VON DEM WUNSCHE geleitet, die Beziehungen auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes zu erneuern 
und zu vertiefen, 

ÜBEREINGEKOMMEN, das folgende Abkommen zu 
schließen: 

TEIL I 

Deutsche Schutzrechte in Schweden 
Artikel 1 

(1) Patente deutscher Staatsangehöriger, die vor dem 
1. Januar 1947 in Schweden erworben worden und in- 
folge Nichtzahlung der Gebühren in der Zeit zwischen 
dem 1. Januar 1945 und dem 1. Januar 1952 erloschen 
sind, werden auf Antrag wiederhergestellt, wenn im 
Zeitpunkt der Antragstellung die gesetzliche Höchst- 
dauer noch nicht abgelaufen ist. Der Antrag ist innerhalb 
von sechs Monaten, gerechnet vom Tage des Inkrafttre- 
tens dieses Abkommens an, beim Schwedischen Patent- 
amt zu stellen. Mit dem Antrag sind die fälligen Ge- 
bühren zu entrichten. 

(2) Patentanmeldungen deutscher Staatsangehöriger, 
die vor dem 1. Januar 1947 in Schweden eingereicht und 
infolge Nichterfüllung gesetzlicher Erfordernisse in der 
Zeit zwischen dem 1. Januar 1945 und dem 1. Januar 1952 
zurückgewiesen worden sind, werden auf Antrag wieder- 
hergestellt. Der Antrag ist innerhalb von sechs Monaten, 
gerechnet vom Tage des Inkrafttretens dieses Abkom- 
mens an, beim Schwedischen Patentamt zu stellen. Mit 
dem Antrag ist die versäumte Handlung nachzuholen 
und die Erklärung abzugeben, daß der Antragsteller 
gemäß § 20 Abs. 2 der schwedischen Verordnung über 
Patente mit der Offenlegung der Anmeldungsunterlagen 
beim Schwedischen Patentamt vor der in § 7 der ge- 
nannten Verordnung vorgeschiebenen Bekanntmachung 
der Anmeldung einverstanden ist. 


Förbundsrepubliken Tyskland 
och 

Konungariket Sverige 

HAVA I SAMBAND MED den mellan Förbundsrepu- 
bliken Tyskland och Konungariket Sverige träffade 
överenskommelsen rörande tyska tillgänger i Sverige, 
och 

FÖRANLEDDA AV EN ÖNSKAN att äterupptaga och 
fördjupa förbindelserna pä det industriella rättsskyddets 
omräde, 

ENATS om att sluta följande överenskommelse. 

DEL I 

Tyska skyddsrättigheter i Sverige 
Artikel 1 

(1) Tyska rättssubjekt tillhöriga patent, vilka för- 
värvats i Sverige före den 1 januari 1947 och vilka under 
tiden mellan den 1 januari 1945 och den 1 januari 1952 
förfallit pä grund av innehavarens underlätenhet att 
erlägga avgifter, skola efter ansökan äterupprättas, 
därest den längsta författningsenliga skyddstiden vid 
tiden för änsökans ingivande icke utgätt. Ansökan skall 
ingivas tili Patent- och registreringsverket inom sex 
mänader frän dagen för ikraftträdandet av denna 
överenskommelse. I samband med ansökan skola tili 
betalning förfallna avgifter erläggas. 

(2) Patentansökningar, vilka ingivits i Sverige före 
den 1 januari 1947 av tyska rättssubjekt och som under 
tiden mellan den 1 januari 1945 och den 1 januari 1952 
upphört att äga giltighet pä grund av underlätenhet att 
fullgöra författningsenliga ätgärder, skola efter ansökan 
äterupptagas. Ansökan skall ingivas tili Patent- och 
registreringsverket inom sex mänader frän dagen för 
ikraftträdandet av denna överenskommelse. I samband 
med ansökan skall fullgöras vad tidigare skolat iakt- 
tagas och förklaring avgivas, att sökanden enligt § 20 
andra stycket i den svenska förordningen angäende patent 
medgiver, att ansökningshandlingarna skola hällas 
tillgängliga hos Patent- och registreringsverket innan 
ansökningen kungjorts enligt § 7 i förordningen. 
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(3) Patenten im Sinne des Absatzes 1 werden gleich- 
gestellt Patente deutscher Staatsangehöriger, die nach 
dem 1. Januar 1947 auf Grund einer vor diesem Tage 
eingereichten Anmeldung erteilt worden sind. 


Artikel 2 

(1) Die Wirkungen des wiederhergestellten Patents 
treten nicht ein gegenüber Dritten, welche die patentierte 
Erfindung in der Zeit zwischen dem Erlöschen desselben 
und dem 6. Februar 1956 in gutem Glauben in Schweden 
in Benutzung genommen oder in dieser Zeit die erforder- 
lichen Veranstaltungen dazu getroffen haben. 

(2) Die Wirkungen des Patents, das auf eine wieder- 
hergestellte Anmeldung erteilt wird, treten nicht ein 
gegenüber Dritten, welche die patentierte Erfindung in 
der Zeit zwischen der Zurückweisung der Anmeldung 
und dem 6. Februar 1956 in gutem Glauben in Schweden 
in Benutzung genommen oder in dieser Zeit die erforder- 
lichen Veranstaltungen dazu getroffen haben. 

(3) Als Veranstaltung im Sinne des Absatzes 2 gilt 
auch die Hinterlegung einer Patentanmeldung in Schwe- 
den durch einen Dritten, wenn der Dritte der Urheber 
der angemeldeten Erfindung ist. Diese Bestimmung gilt 
auch zugunsten des Rechtsnachfolgers des Dritten. 


Artikel 3 

(1) Die Schutzdauer von vor dem 1. Januar 1947 in 
Schweden eingetragenen Warenzeichen deutscher Staats- 
angehöriger, die in der Zeit zwischen dem 1. Januar 1945 
und dem 1. Januar 1952 abgelaufen ist, wird verlängert, 
sofern die Erneuerung des Warenzeichens innerhalb von 
sechs Monaten, gerechnet vom Tage des Inkrafttretens 
dieses Abkommens an, beim Schwedischen Patentamt 
beantragt wird. Mit dem Antrag ist die versäumte Hand- 
lung nachzuholen und eine Bescheinigung des Deutschen 
Patentamts in München darüber beizubringen, daß das 
Warenzeichen in der Warenzeichenrolle des Deutschen 
Patentamts auf den Namen des Antragstellers einge- 
tragen ist. Diese Bescheinigung ist von jeder Legali- 
sierung befreit. Die Erneuerung wirkt auf den Zeitpunkt 
des Ablaufs der ordentlichen Schutzdauer zurück. 

(2) Hat der Inhaber eines im schwedischen Register 
eingetragenen Warenzeichens, dessen ordentliche Schutz- 
dauer in dem in Absatz 1 genannten Zeitraum ablief, 
schon vor dem Inkrafttreten dieses Abkommens das 
Warenzeichen neu angemeldet oder seine Neueintragung 
bewirkt, so wirkt die Neueintragung auf den Zeitpunkt 
des Ablaufs der ordentlichen Schutzdauer zurück, sofern 
der Berechtigte dies vor Ablauf einer Frist von sechs 
Monaten, gerechnet vom Tage des Inkrafttretens dieses 
Abkommens an, beim Schwedischen Patentamt beantragt. 

(3) Vor dem 1. Januar 1947 in Schweden eingetragene 
Warenzeichen deutscher Staatsangehöriger, die in der 
Zeit zwischen dem 14. Juli 1945 und dem Tage des 
Inkrafttretens dieses Abkommens gelöscht worden und 
zur Zeit auf den Namen eines Dritten eingetragen sind, 
werden wiederhergestellt, wenn der Dritte sich hiermit 
einverstanden erklärt und die Löschung des auf seinen 
Namen eingetragenen Warenzeichens für den Fall der 
Wiederherstellung des Warenzeichens beantragt. Im 
übrigen ist Absatz 1 entsprechend anzuwenden. 


Artikel 4 

(1) Dritte, für die vor dem 6. Februar 1956 im schwe- 
dischen Register ein Warenzeichen eingetragen worden 
ist, das mit einem nach Artikel 3 wiederhergestellten 


(3) Med patent, som avses under (1), likställas sädana 
tyska rättssubjekt tillhöriga patent, vilka beviljats efter 
den 1 januari 1947 pä grund av en före denna dag 
ingiven ansökan. 


Artikel 2 

(1) Rättsverkan av äterupprättat patent inträder icke 
gentemot tredje man, som under tiden mellan avförandet 
av patentet och den 6 februari 1956 i god tro i Sverige 
utövat den patenterade uppfinningen eller som under 
denna tid vidtagit darför väsentliga ätgärder. 

(2) Rättsverkan av patent, som beviljats pä grund av 
äterupptagen ansökan, inträder icke gentemot tredje 
man, som efter det att ansökan upphört att äga giltighet 
och intill den 6 februari 1956 i god tro i Sverige utövat 
den patenterade uppfinningen eller under denna tid 
vidtagit därför väsentliga ätgärder. 

(3) Säsom väsentlig ätgärd, som avses under (2), 
raknas även av tredje man gjord paieiiiaiisükan i 
Sverige, därest denne är upphovsman tili den patentan- 
sökta uppfinningen. Denna bestämmelse gäller även tili 
förmän för den, som inträtt i tredje mans Ställe, 


Artikel 3 

(1) Skyddstiden för i Sverige före den 1 januari 1947 
registrerade, tyska rättssubjekt tillhöriga varumärken, 
vilken tid utgätt mellan den 1 januari 1945 och den 
1 januari 1952, förlänges, därest förnyelse av registrering- 
en begäres hos Patent- och registreringsverket inom 
sex mänader frän dagen för ikraftträdandet av denna 
överenskommelse. I samband med ansökan skall full- 
göras vad tidigare skolat iakttagas och därvid fogas 
bevis frän Tyska patentverket i München, att varumärket 
är i sökandens namn intaget i Tyska patentverkets 
varumärkesregister. Legalisering av detta bevis skall 
icke krävas. Förnyelsen äger verkan frän utgängen av 
den ordinarie skyddstiden. 


(2) Har innehavaren av ett I Sverige registrerat 
varumärke, vars ordinarie skyddstid utgätt inom den 
under (1) angivna tidrymden, redan före ikraftträdandet 
av denna överenskommelse sökt eller erhällit ny regi- 
strering av varumärket, gäller den nya registreringen 
frän utgängen av den äldre registreringens ordinarie 
skyddstid, säframt innehavaren begär detta hos Patent- 
och registreringsverket inom sex mänader frän ikraft- 
trädandet. av denna överenskommelse. 

(3) I Sverige före den 1 januari 1947 för tyskt rätts- 
subjekt meddelad registrering av varumärke, vilken 
registrering under tiden mellan den 14 juli 1945 och 
dagen för ikraftträdandet av denna överenskommelse 
upphört att gälla och vilket märke för närvarande är 
registrerat i tredje mans namn, skall äterupprättas, 
därest tredje man medgiver detta och för sädant fall 
tillika hemställer, att det i hans namn registrerade 
varumärket skall avföras. I övrigt skall vad under (1) 
är stadgat äga motsvarande tillämpning. 


Artikel 4 

(1) Tredje man, som före den 6 februari 1956 erhällit 
registrering i Sverige av varumärke, som är identiskt 
eller förväxlingsbart med märke, vars registrering äter- 
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Warenzeichen identisch oder verwechslungsfähig ist, 
können die Benutzung des Warenzeichens bis zum Ab- 
lauf einer Frist von zwölf Monaten nach Erhalt einer 
Erklärung des Inhabers des älteren Rechts fortsetzen, 
mit der dieser der weiteren Benutzung widerspricht. 
Diese Erklärung ist bis zum Ablauf von zwölf Monaten, 
gerechnet von dem Zeitpunkt an, zu dem der Inhaber 
des älteren Rechts von der Eintragung oder Benutzung 
des Warenzeichens durch den Dritten Kenntnis erlangt 
hat, spätestens jedoch bis zum 31. Dezember 1961 abzu- 
geben. 

(2) Abweichend von der in Absatz 1 getroffenen Rege- 
lung können Dritte die Benutzung des Warenzeichens 
auch nach Erhalt einer Erklärung des Inhabers des älteren 
Rechts, mit der er der weiteren Benutzung widerspricht, 
fortsetzen, wenn sie im Zeitpunkt der Anmeldung ihres 
Warenzeichens das mit diesem identische oder ver- 
wechslungsfähige Warenzeichen des deutschen Staats- 
angehörigen weder gekannt haben noch hätten kennen 
müssen und sich das für sie eingetragene Warenzeichen 
in Schweden im Verkehr als Kennzeichen ihrer Waren 
durchgesetzt hat. Beide Warenzeichen dürfen nur mit 
einem deutlich sichtbaren Hinweis auf die Herkunft der 
Waren benutzt werden. 

(3) Ein nach Artikel 3 wiederhergestelltes Waren- 
zeichen eines deutschen Staatsangehörigen kann nicht 
geltend gemacht werden gegenüber einem verwechslungs- 
fähigen Warenzeichen desselben deutschen Staatsange- 
hörigen, das ein Dritter auf Grund schwedischer Liqui- 
dationsmaßnahmen erworben hat. Sind die beiden Waren- 
zeichen vollständig oder in ihren wesentlichen Bestand- 
teilen identisch, so behält sich das Königreich Schweden 
vor, das Warenzeichen des Dritten als das ältere Recht 
zu behandeln. Sind die beiden Warenzeichen sonst ver- 
wechslungsfähig, so darf das wiederhergestellte Zeichen 
nur mit einem deutlich sichtbaren Hinweis auf die Her- 
kunft der Waren benutzt werden. 

Artikel 5 

Für Patente im Sinne des Artikels 1 Abs. 1 und 3 
bleibt die Zeit zwischen dem 1. Januar 1945 und dem 
6. Februar 1956 bei der Berechnung der Frist, die für die 
Ausführung der patentierten Erfindung vorgeschrieben 
ist, außer Betracht. 

Artikel 6 

(1) Die in den Artikeln 1, 3 und 5 vorgesehenen Ver- 
günstigungen werden ohne Erhebung von Zuschlags- 
gebühren oder besonderen Gebühren und unabhängig 
davon gewährt, ob die Erfüllung gesetzlicher Erforder- 
nisse für die Erlangung, das Fortbestehen oder die Er- 
neuerung der betreffenden Rechte schuldhaft oder unver- 
schuldet unterblieben ist. 

(2) Erachtet das Schwedische Patentamt in den Fällen 
der Artikel 1 und 3 eine fällige Gebühr als nicht voll- 
ständig entrichtet oder eine versäumte Handlung als 
nicht vollständig nachgeholt, so ist dem Antragsteller 
eine Nachfrist von höchstens drei Monaten zu setzen. 

TEIL II 

Schwedische Sdiutzrechte in Deutschland 

Artikel 7 

(1) In Deutschland erworbene Patente und Waren- 
zeichen schwedischer Staatsangehöriger, die in der Zeit 
vom 1. Januar bis l.Juli 1945 infolge Nichtzahlung der 
Gebühren erloschen sind, werden auf Antrag beim Deut- 
schen Patentamt wiederhergestellt, wenn im Zeitpunkt 
der Antragstellung die gesetzliche Höchstdauer noch 
nicht abgelaufen ist. 


upprättas enligt artikel 3, äger fortsätta att använda 
varumärket intill utgängen av en frist av tolv mänader 
efter mottagandet av framställning frän innehavaren 
av den äldre rättigheten, varigenom denne bestrider 
märkets iortsatta användning. Sädan framställning skall 
avgivas inom tolv mänader frän det innehavaren av 
den äldre rättigheten erhöh kännedom om tredje mans 
registrering eller användande av varumärket, dock 
senast den 31 december 1961. 


(2) Oberoende av bestämmelserna under (1) äger tredje 
man fortsätta att använda varumärket även efter det 
han erhällit framställning frän innehavaren av den äldre 
rättigheten, varigenom denne bestrider märkets fortsatta 
användning, säframt den förre vid tiden för ansökan 
om registrering av varumärket varken ägt eller bort 
äga kännedom om det tyska rättssubjektets därmed 
identiska eller förväxlingsbara märke samt hans varu- 
märke blivit inarbetat i Sverige säsom i handeln gäl- 
lande varukännetecken. Varumärkena mä användas 
endast tillsammans med tydligt synlig uppgift om 
varornas Ursprung. 

(3) En enligt artikel 3 äterupprättad varumärkes- 
registrering, tillhörig tyskt rättssubjekt, kan icke göras 
gällande gentemot förväxlingsbart varumärke, vilket 
tidigare tillhört samma tyska rättssubjekt och tili vilket 
rätten förvärvats av tredje man pä grund av det svenska 
likvidationsförfarandet. Äro varumärkena heit och hallet 
eller tili sina väsentliga delar identiska, förbehäller sig 
Konungariket Sverige att anse den tredje man till- 
kommande varumärkesrättigheten säsom den äldre 
rätten. Äro varumärkena eljest förväxlingsbara, mä det 
med den äterupprättade registreringen avsedda märket 
användas endast tillsammans med tydligt synlig upp- 
gift om varornas Ursprung. 

Artikel 5 

Beträffande patent, som avses i artikel 1 under (1) 
och (3), tages vid beräkning av den frist, som före- 
skrives för utövande av den patenterade uppfinningen, 
icke hänsyn tili tiden mellan den 1 januari 1945 och den 
6 februari 1956. 

Artikel 6 

(1) De i artiklarna 1, 3 och 5 angivna förmänerna 
beviljas utan att tilläggsavgifter eller särskilda avgifter 
utkrävas samt oavsett huruvida fullgörandet av för- 
fattningsenliga föreskrifter för beviljande, fortbeständ 
eller förnyelse av vederbörande rättighet underlätits av 
försummelse eller icke. 

(2) Finner Patent- och registreringsverket i fall, som 
avses i artiklarna 1 och 3, en tili betalning förfallen 
avgift icke heit erlagd eller att sokanden icke i allo 
fullgjort sina författningsenliga äligganden, skall en 
ytterligare frist av högst tre mänader medgivas honom. 

DEL II 

Svenska skyddsrättigheter i Tyskland 

Artikel 7 

(1) I Tyskland beviljade, svenska rättssubjekt till- 
höriga patent och varumärkesregistreringar, vilka under 
tiden frän den 1 januari tili den 1 juli 1945 pä grund av 
innehavarens underlätenhet att erlägga avgifter upphört 
att gälla, skola efter ansökan hos Tyska patentverket 
äterupprättas, därest vid tiden för ansökans ingivande 
den längsta författningsenliga skyddstiden icke utgätt. 
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(2) In Deutschland von schwedischen Staatsangehöri- 
gen eingereichte Patentanmeldungen, die wegen Nicht- 
erfüllung gesetzlicher Erfordernisse in der Zeit vom 
1. Januar bis 1. Juli 1945 zurückgewiesen worden sind, 
werden auf Antrag beim Deutschen Patentamt wieder- 
hergestellt. 

Artikel 8 

Auf Antrag werden schwedische Staatsangehörige 
wieder in den vorigen Stand eingesetzt, welche 

1. die in § 15 des Ersten Gesetzes zur Änderung und 
Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet des 
gewerblichen Rechtsschutzes vom 8. Juli 1949 vorge- 
sehene Frist zur Aufrechterhaltung eines Patents 
oder eines Warenzeichens in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht eingehalten haben; 

2. die in § 30 Abs. 1 des Ersten Gesetzes zur Änderung 
und Überleitung von Vorschriften auf dem Gebiet 
des gewerblichen Rechtsschutzes vom 8. Juli 1949 
vorgesehene Frist zur Aufrechterhaltung einer 
Patentanmeldung nicht eingehalten haben. 

Artik el 9 

Auf die Anträge nach Artikel 7 und 8 sowie auf die 
daraufhin wiederhergestellten Patente, Warenzeichen und 
Patentanmeldungen sind die Bestimmungen der Artikel 1 
bis 6 dieses Abkommens entsprechend anzuwenden. 


TEIL III 

Schlußbestimmungen 

Artikel 10 

Die Vorteile dieses Abkommens können in Anspruch 
nehmen: 

1. Natürliche Personen, welche Deutsche im Sinne des 
Artikels 116 Abs. 1 des Grundgesetzes für die Bun- 
desrepublik Deutschland sind, und juristische Per- 
sonen, die nach deutschem Recht bestehen, wenn sie 
ihren Wohnsitz oder Sitz in der Bundesrepublik 
Deutschland oder im Land Berlin oder außerhalb 
Deutschlands in einem Staat haben, der in der 
Bundesrepublik Deutschland eine Vertretung unter- 
hält, oder in dem eine solche der Bundesrepublik 
Deutschland besteht oder der nach übereinstimmen- 
der Erklärung der Vertragsstaaten einem solchen 
Staat gleichgestellt wird. 

2 . Natürliche Personen, welche die schwedische Staats- 
angehörigkeit besitzen, und juristische Personen, die 
nach schwedischem Recht bestehen. 

Artikel 11 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland der 
Königlich Schwedischen Regierung innerhalb von drei 
Monaten nach Inkrafttreten dieses Abkommens eine 
gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 12 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die 
Ratifikationsurkunden sollen sobald wie möglich in Bonn, 
und zwar gleichzeitig mit den Ratifikationsurkunden zum 
Abkommen über deutsche Vermögenswerte in Schweden 
und zum Abkommen zum deutschen Lastenausgleich aus- 
getauscht werden. 


(2) I Tyskland av svenska rättssubjekt ingivna 
patentansökningar, som under tiden fran den 1 januari 
tili den 1 juli 1945 pä grund av sökandens underlätenhet 
att fullgöra författningsenliga äligganden upphört att 
äga giltighet, skola efter ansökan hos Tyska patent- 
verket äterupptagas. 

Artikel 8 

Efter ansökan skola de svenska rättssubjekt äterin- 
sättas i sin tidigare rätt, som 

1. icke iakttagit den uti § 15 i "Erstes Gesetz zur 
Änderung und Überleitung von Vorschriften auf 
dem Gebiet des gewerblichen Rechtsschutzes" av 
den 8 juli 1949 föreskrivna fristen för att upp- 
rätthälla patent eller varumärkesregistrering i För- 
bundsrepubliken Tyskland; 

2. icke iakttagit den i § 30 stycke 1 av nämnda lag 
föreskrivna fristen för att upprätthälla patent- 
ansökan. 


Artikel 9 

Pä ansökningar enligt artiklarna 7 och 8 ävensom be- 
träffande pä grund därav äterupprattade patent och 
varumärkesregistreringar samt äterupptagna patent- 
ansökningar äga de i artiklarna 1 — 6 av denna överens- 
kommelse meddeiade bestämmelserna motsvarande till- 
lämpning. 

DEL III 

Slutbestämmelser 

Artikel 10 

De i denna överenskommelse medgivna förmänerna 
kunna tagas i anspräk av 

1. fysiska personer, som äro tyskar enligt Förbunds- 
republiken Tysklands grundlag artikel 116 stycke 1, 
och juridiska personer, som äga beständ pä grund 
av tysk rätt, under förutsättning att de äga hemvist 
eller hava sitt säte i Förbundsrepubliken Tyskland, 
Land Berlin eller utom Tyskland i stat, som äger 
representation i Förbundsrepubliken, eller i annan 
stat, dar Förbundsrepubliken äger representation, 
eller ock i stat, som efter överensstämmande för- 
klaringar av de fördragsslutande staterna skall 
likställas med sädan stat; 

2. fysiska personer, som äro svenska medborgare, och 
juridiska personer, som äga beständ pä grund av 
svensk rätt. 

Artikel 11 

Denna överenskommelse gäller även Land Berlin, 
savida icke Förbundsrepubliken Tysklands regering 
inom tre manacler fran ikraftträdandet av överens- 
kommelsen tili Konungariket Sveriges regering avgiver 
förklaring av motsatt innehall. 

Artikel 12 

(1) Denna överenskommelse skall ratificeras; ratifika- 
tionsinstrumenten skola utväxlas i Bonn sä snart som 
möjligt och samtidigt med utväxlingen av ratilikat.ions- 
instrumenten tili överenskommelsen rörande tyska till- 
gängar i Sverige och överenskommelsen rörande den 
tyska Lastenausgleich. 
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(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem Tage (2) överenskommelsen träder i kraft en mänad efter 
des Austausches der Ratifikationsurkunden in Kraft. utväxling av ratifikationsinstrumenten. 

ZU URKUND DESSEN haben die zu diesem Zweck TILL BEKRÄFTELSE IIÄRPÄ hava de för detta ändamäl 

ordnungsmäßig bevollmächtigten Vertreter dieses Ab- vedcrburligen befullmäktigade ombuden undertecknat 
kommen mit ihren Unterschriften versehen. denna överenskommelse. 

GESCHEHEN zu Bonn am 22. Marz 1956 in zwei Ur- SOM SKEDDE i Bonn den 22 mars 1956 i dubbla 

schritten, jede in deutscher und schwedischer Sprache, exemplar, pä tvska och svenska spräken, viika bäda 

wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. texter äga lika vitsord. 

Für die Bundesrepublik Deutschland: 

För Förbundsrepubliken Tyskland: 

Dr. Berger 

Dr. Feaux de la Croix 


Für das Königreich Schweden: 
För Konungariket Sverige: 
R. Kumlin 
A. E. F. Sandström 
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Abkommen 

zwischen der Bundesrepublik Deutschland und dem Königreich Schweden 

zum deutschen Lastenausgleich 

överenskommelse 

mellan Förbundsrepubliken Tyskland och Konungariket Sverige 
rörande den tyska Lastenausgleich 


IN BERÜCKSICHTIGUNG der zwischen der Bundes- 
republik Deutschland und dem Königreich Schweden ab- 
geschlossenen Abkommen 

über deutsche Vermögenswerte in Schweden, 
über die Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte 

SIND DIE VERTRAGSSTAATEN ÜBEREINGEKOM- 
MEN, das folgende Abkommen zu schließen; 

TEIL I 

Vergünstigungen 
für schwedische Staatsangehörige 
beim deutschen Lastenausgleich 

Artikel 1 

(1) Personen, die am 21. Juni 1948 die schwedische 
Staatsangehörigkeit besessen haben, genießen beim 
Lastenausgleich die gleiche Behandlung, wie sie den 
Angehörigen der meistbegünstigten Nation auf diesem 
Gebiet zusteht. 

(2) Entsprechendes gilt für 

1. die nach deutschem Recht selbständig abgabe- 
pflichtigen Körperschaften, Personenvereinigun- 
gen und Vermögensmassen, die nach schwe- 
dischem Recht errichtet worden sind; 

2. die nach deutschem Recht gegründeten selb- 
ständig abgabepflichtigen Gesellschaften, an 
denen die vorerwähnten schwedischen Staats- 
angehörigen, Körperschaften, Personenvereini- 
gungen und Vermögensmassen sowohl am 
21. Juni 1948 als auch am 8. Mai 1945 entweder 
unmittelbar oder über andere Gesellschaften 
eine Beteiligung mindestens in der Höhe be- 
sessen haben, die bei der meistbegünstigten 
Nation Voraussetzung für eine Vergünstigung ist. 

Artikel 2 

Auf schwedische Staatsangehörige mit zugleich deut- 
scher Staatsangehörigkeit ist dieses Abkommen nur an- 
zuwenden, wenn sie die gleichen Voraussetzungen er- 
füllen, unter denen Angehörige der meistbegünstigten 
Nation mit zugleich deutscher Staatsangehörigkeit beim 
Lastenausgleich als Angehörige der meistbegünstigten 
Nation behandelt werden. 

Artikel 3 

(1) Beträge, welche schwedische Staatsangehörige zum 
Ausgleich ihrer in Deutschland erlittenen Kriegssach- 
schäden aus den Liquidationserlösen deutscher Ver- 
mögenswerte empfangen haben, werden Entschädigungen 
im Sinne des § 8 Abs. 2 Nr. 4 des deutschen Gesetzes 
über die Feststellung von Vertreibungsschäden und 
Kriegssachschäden in der Fassung vom 14. August 1952 
(Feststellungsgesetz) sowie des § 249 Abs. 1 Nr. 2 und 


I BETRAKTANDE av de mellan Förbundsrepubliken 
Tyskland och Konungariket Sverige träffade överens- 
kommelserna 

rörande tyska tillgängar i Sverige samt 
rörande äterställande av rättigheter pä det industriell 
rättsskyddets omräde, 

HA VA DE FÖRDRAGSSLUTANDE STATERNA ENATS 
om att sluta följande överenskommelse: 

DEL I 

Förmänsbehandling !ör svenska rattssubjekt 
i fräga om den tyska Lastenausgleich 

Artikel 1 

(1) Personer, som den 21 juni 1948 voro svenska med- 
borgare, ätnjuta ifräga om Lastenausgleich samma be- 
handling som pä detta omräde tillkommer medbo, ^are i 
mest-gynnad-nation. 

(2) Motsvarande gäller för 

1. enligt tysk rätt självständigt skattepliktiga 
bolag, föreningar, stiftelser och andra juridiska 
personer, som bildats enligt svensk lag; 

2. enligt tysk rätt bildade självständigt skatte- 
pliktiga bolag, i vilka förenämnda svenska med- 
borgare, bolag, föreningar, stiftelser och andra 
svenska juridiska personer säväl den 21 juni 
1948 som den 8 maj 1945 antingen direkt eller 
genom andra bolag varit intressenter i minst 
den utsträckning, som för mest-gynnad-nation 
är förutsättning för en förmänsbehandling. 


Artikel 2 

Denna överenskommelse är tillämplig pä svenska med- 
borgare, vilka samtidigt äro tyska medborgare, endast 
i de fall, da samma förutsättningar äro uppfyllda, under 
vilka medborgare i mest-gynnad-nation, vilka samtidigt 
äro tyska medborgare, ifräga om Lastenausgleich be- 
handlas säsom medborgare i mest-gynnad-nation. 


Artikel 3 

(1) Belopp, som svenska medborgare mottagit säsom 
ersättning för sina i Tyskland lidna krigsskador ur de 
medel, som influtit vid likvidationen av tyska tillgängar, 
skola pä sä satt jämställas med ersättningar enligt § 8, 
andra stycket, punkt 4, i den tyska lagen angäende 
fastställande av utdrivnings- och krigsskador av den 
14 augusti 1952 (Feststellungsgesetz) och § 249, första 
stycket, punkt 2, och § 296, första stycket, i den tyska 
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§ 296 Abs. 1 des deutschen Gesetzes über den Lasten- 
ausgleich vom 14. August 1952 {Lastenausgleichsgesetz) 
mit der Maßgabe gleichgestellt, daß diese bei der Kür- 
zung nach § 249 Abs. 1 Nr. 2 und § 296 Abs. 1 des Lasten- 
ausgleichsgesetzes mit dem vollen Gegenwert in Deut- 
scher Mark angesetzt werden. Entschädigungen, die an 
schwedische Staatsangehörige wegen Kriegsschäden aus 
Mitteln des schwedischen Haushalts gezahlt werden, 
fallen nicht unter § 8 Abs. 2 Nr. 4 des Feststellungs- 
gesetzes. 

(2) Eine Aufstellung mit den Angaben, die zur Durch- 
führung des Absatzes 1 Satz 1 erforderlich sind, wird 
von der zuständigen schwedischen Behörde dem Bundes- 
minister der Finanzen übermittelt werden. 

TEIL II 

Doppelbesteuerungsfragen 
bei der Vermögensabgabe 

Artikel 4 

(1) Die Vorschriften des Abkommens zwischen dem 
Deutschen Reich und dem Königreich Schweden zur Aus- 
gleichung der in- und ausländischen Besteuerung, ins- 
besondere zur Vermeidung der Doppelbesteuerung auf 
dem Gebiete der direkten Steuern vom 25. April 1928 
nebst Schlußprotokoll und Notenwechsel vom gleichen 
Tage finden auch bei der Vermögensabgabe nach dem 
Lastenausgleichsgesetz Anwendung, wenn es sich handelt 
um 

1. natürliche Personen, die am 21. Juni 1948 die 
schwedische Staatsangehörigkeit besessen haben, 

2. nach deutschem Recht selbständig abgabepflich- 
tige Körperschaften, Personenvereinigungen und 
Vermögensmassen, die nach schwedischem Recht 
errichtet worden sind. 

(2) Besteht in den Fällen des Absatzes 1 unbeschränkte 
Abgabepflicht nach §16 des Lastenausgleichsgesetzes, so 
bleiben außerdem folgende Wirtschaftsgüter außer An- 
satz, für die das Besteuerungsrecht nach dem in Absatz 1 
bezeichneten Doppelbesteuerungsabkommen der Bundes- 
republik Deutschland zusteht: 


1. in Schweden belegenes Vermögen, das der Aus- 
übung eines freien Berufes dient, 

2. in Schweden eingetragene immaterielle Rechte, 

3. in Schweden liegende Aktien, Anteilscheine, son- 
stige Wertpapiere und Banknoten, 

4. in Schweden belegene sonstige bewegliche Ver- 
mögenswerte, die nicht in den Ziffern 1 bis 3 
genannt sind, 

5. von Gesellschaften mit Sitz in Schweden aus- 
gegebene Aktien oder Anteile und dies selbst 
dann, wenn die Titel an dem für die Vermögens- 
ermittlung maßgebenden Stichtag in der Bundes- 
republik Deutschland oder in Berlin (West) 
lagen, 


lagen om Lastenausgleich {Lastenausgleichsgesetz), att 
de vid avkortning jämlikt § 249, första stycket, punkt 2, 
och § 296, första stycket, i lagen oin Lastenausgleich be- 
räknas tili fulla motvärdet i tyska mark. Ersättningar 
för krigsskador, som utbetalats tili svenska medborgare 
med anlitande av svenska staten tillhör ieja medel, f all a 
ej under § 8, andra stycket, punkt 4, i fastställandelagen. 


(2) En förteckning innehällande de uppgifter, som äro 
erforderliga för genomförandet av bestämmelserna i 
första meningen av första stycket, skall av vederbörande 
svenska myndighet överlämnas tili Förbundsrepublikens 
finansminister. 

DEL II 

Dubbelbeskattningsfrägor 
i samband med förmögenlietsavgiften 
(Vermögensabgabe) 

Artikel 4 

(1) Bestämmelserna i överenskommelsen mellan Tyska 
Riket och Konungariket Sverige angäende utjäm- 
nande av den in- och utländska beskattningen, särskilt 
tili undvikande av dubbelbeskattning sävitt angär 
direkta skatter, av den 25 april 1928 med tillhörande 
slutprotokoll och notväxling av samma dag aga tillämp- 
ning även beträffande förmögenhetsavgiften (Vermögens- 
abgabe) enligt lagen om Lastenausgleich, da fraga är om 

1. fysiska personer, som den 21 juni 1948 voro 
svenska medborgare, 

2. enligt tysk rätt sjäivständigt skattepliktiga 
bolag, föreningar, stiftelser och andra juridiska 
personer, soin bildats enligt svensk lag. 

(2) Föreligger beträffande i första stycket angivna fall 
oinskränkt avgiftsskyldighet enligt § 16 i lagen om 
Lastenausgleich, skola — utöver vad som följer av be- 
stämmelserna i den i första stycket angivna överens- 
kommelsen — frän avgiftsplikt undantagas följande för- 
mögenhetstillgängar, ifräga om vilka beskattningsrätten 
enligt sagda överenskommelse tillkommer Förbunds- 
republiken Tyskland, nämligen 

1. i Sverige nedlagd förrnögenhetstillgäng som är 
avsedd att brukas vid utövandet av fritt yrke; 

2. i Sverige registrerade immateriella rättigheter; 

3. i Sverige befintliga aktier, andelsbevis och 
andra värdepapper samt sedlar; 

4. i Sverige befintlig lös egendom, som ej angivits 
i punkterna 1 — 3 ovan ; 

5. aktier utgivna av aktiebolag eher andelar ut- 
givna av ekonomisk förening under förutsättning 
att bolagets eller föreningens styrelse eher 
högsta förvaltning hade sitt säte i Sverige, 
oavsett om aktierna eller andelarna ä den för 
förmögenhetsberäkningen avgörande dagen fun- 
nos i Förbundsrepubliken Tyskland eller Vast- 
berlin; 

fordringar och tillgodohavanden (inbegripet 
fordran pä grund av Obligation, skuldebrev och 
växel ävensom försäkringsanspräk), försävitt 
gäldenären vid en motsvarande tillämpning av 
bestämmelserna i den i första stycket angivna 
överenskommelsen varit att anse säsom bosatt 
i Sverige den 21 juni 1948 och under förut- 
sättning tillika att för fordringen icke föreläg 
säkerhet i fast egendom belägen i Förbunds- 
republiken Tyskland eller Västberlin. 


6. Forderungen und Guthaben (einschließlich Ob- 6. 

ligationen, Schuldscheine, Wechselforderungen 
und Versicherungsansprüche), sofern der Schuld- 
ner seinen Wohnsitz im Sinne des Doppel- 
besteuerungsabkommens am 21. Juni 1948 in 
Schweden hatte und die Forderungen nicht auf 
unbeweglichem Vermögen in der Bundesrepublik 
oder in Berlin (West) grundpfandlich sicher- 
gestellt waren. 
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Die in Nr. 2 bis 6 bezeichneten Wirtschaitsgüter bleiben 
nicht außer Ansatz, wenn sie an dem für die Vermögens- 
ermittlung maßgebenden Stichtag zum Betriebsvermögen 
einer in der Bundesrepublik oder in Berlin (West) be- 
findlichen Betriebsstätte gehörten. 

(3) Personen, die am 21. Juni 1948 neben der schwe- 
dischen Staatsangehörigkeit auch die deutsche Staats- 
angehörigkeit besessen haben, fallen unter die Absätze 1 
und 2, wenn und soweit ihr Vermögen nicht von der 
Beschlagnahme und Liquidation im Sinne des Artikels 1 
des Abkommens zwischen der Bundesrepublik Deutsch- 
land und dem Königreich Schweden über deutsche Ver- 
mögenswerte in Schweden betroffen wurde. 

TEIL III 

Gemeinsame und Schlußvorschriften 

Artikel 5 

über die Auslegung der nach Artikel 1 bis 3 anzu- 
wendenden Vorschriften entscheiden die nach der deut- 
schen Lastenausgleichsgesetzgebung zuständigen Ver- 
waltungsbehörden und Gerichte. 

Artikel 6 

Dieses Abkommen gilt auch für das Land Berlin, sofern 
nicht die Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
gegenüber der Regierung des Königreichs Schweden 
innerhalb von drei Monaten nach Inkrafttreten des Ab- 
kommens eine gegenteilige Erklärung abgibt. 

Artikel 7 

(1) Dieses Abkommen bedarf der Ratifikation; die 
Ratifikationsurkunden sollen sobald wie möglich in Bonn, 
und zwar gleichzeitig mit den Ratifikationsurkunden zum 
Abkommen über deutsche Vermögenswerte in Schweden 
und zum Abkommen über die Wiederherstellung ge- 
werblicher Schutzrechte ausgetauscht werden. 

(2) Dieses Abkommen tritt einen Monat nach dem 
Tage des Auslauschs der Ratifikationsurkunden in Kraft. 

ZU URKUND DESSEN haben die zu diesem Zweck 
ordnungsmäßig bevollmächtigten Vertreter dieses Ab- 
kommen mit ihren Unterschriften versehen. 

GESCHEHEN zu Bonn am 22. März 1956 in zwei Ur- 
schriften, jede in deutscher und sdrwedischer Sprache, 
wobei jeder Wortlaut gleichermaßen verbindlich ist. 


De under 2 — 6 angivna förrnögenhetstillgängarna skola 
icke undantagas frän avgiftsplikt, därcst de ä den för 
förmögenhetsberäkningen avgörande dagen voro ned- 
lagda i rörelse utövad frän fast driftställe i Förbunds- 
republiken Tyskland eller Västberlin. 

(3) Bestämmelserna i första och andra styckena äro 
tillämpliga jämväl ä personer, som den 21 juni 1948 
voro säväl svenska som tyska medborgare, om och i 
den man deras förmögenhet icke underkastats likvida- 
tionsätgärder som äsyftas i artikel 1 i överenskommel- 
sen mellan Förbundsrepubliken Tyskland och Konunga- 
riket Sverige rörande tyska tillgängar i Sverige, 

DEL III 

Allmänna bestämmelser och slutbestämmelser 

Artikel 5 

Rörande tolkningen av de enligt artikel 1 tili 3 
tillämpliga föreskrifterna besluta de jämlikt den tyska 
lagstiftningen om Lastenausgleich behöriga myndighe- 
terna och domstolarna. 

Artikel 6 

Denna överenskommelse gäller även Land Berlin, 
sävida icke Förbundsrepubliken Tysklands regering inom 
tre mänader frän ikraftträdandet av överenskommelscn 
tili Konungariket Sveriges regering avgiver förklaring 
av motsatt innehäll. 

Artikel 7 

(1) Denna överenskommelse skall ratificeras; ratifika- 
tionsinstrumenten skola utväxlas i Bonn snarast möjligt 
och samtidigt med utväxlingen av ratifikationsinstrumen- 
ten beträffande överenskommelsen rörande tyska till- 
gängar i Sverige samt överenskommelsen om äterstäl- 
lande av rättigheter pä det industriella rättsskyddets 
omräde. 

(2) överenskommelsen träder i kraft en mänad efter 
utväxling av ratifikationsinstrumenten. 

TILL BEKRÄFTELSE HARPÄ hava de för detta ända- 
mäl vederbörligen befullmäktigade ombuden underteck- 
nat denna överenskommelse. 

SOM SKEDDE i Bonn den 22 mars 1956 i dubbla 
exemplar, pä tyska och svenska spräken, vilka bäda tex- 
ter äga lika vitsord. 


Für die Bundesrepublik Deutschland: 
För Förbundsrepubliken Tyskland: 
Dr. Berger 

Dr. Feaux de la Croix 


Für das Königreich Schweden: 
För Konungariket Sverige: 

R. K u m 1 i n 
A. E. F. S a n d s t r ö m 


17 



Bundesdruckerei Bonn 7111 4, 56 



Denkschrift 


zu dem Entwurf eines Gesetzes über die am 22. März 1956 in Bonn 
Unterzeichneten drei deutsch-schwedischen Abkommen über deut- 
sche Vermögenswerte in Schweden, über die Wiederherstellung 
gewerblicher Schutzrechte und zum deutschen Lastenausgleich 


Durch die vorgelegten drei Abkommen sol- 
len die mit der Liquidation des deutschen 
Vermögens in Schweden zusammenhängen- 
den Fragen abschließend geregelt werden. 

In dem Abkommen über deutsche Ver- 
mögenswerte in Schweden verpflichtet sich 
Schweden, die Liquidationsgesetzgebung auf- 
zuheben. Das Abkommen schafft weiter die 
Voraussetzungen für die Leistung von Aus- 
gleichszahlungen an deutsche Vermögens- 
inhaber, die durch schwedische Liquidations- 
maßnahmen betroffen worden sind. 

In Ergänzung hierzu sichert das Abkommen 
über die Wiederherstellung gewerblicher 
Schutzrechte die Wiederherstellung deutscher 
Patente, Patentanmeldungen und Waren- 
zeichen in dem praktisch möglichen Umfang. 

Mit dem Abkommen zum deutschen Lasten- 
ausgleich wird einer schwedischen Forderung 
auf Gleichstellung schwedischer Staatsange- 
höriger mit den Angehörigen der Vereinten 
Nationen auf dem Gebiet des Lastenaus- 
gleichs entsprochen. Außerdem enthält das 
Abkommen gewisse Klarstellungen über die 
Anwendbarkeit des deutsch-schwedischen 
D opp elbesteuer ungs ab komm ens . 


V or ge schichte 

Bereits im Herbst 1944 hatten die Alliierten 
Schweden unter Bezugnahme auf die Reso- 


lution Nr. VI von Bretton- Woods zur Er- 
fassung und Sicherung des deutschen Ver- 
mögens aufgefordert. Entsprechend einer im 
Verlauf weiterer Verhandlungen gegebenen 
Zusage erließ Schweden am 29. Juni 1945 
auf Grund einer im sogenannten Kontroll- 
gesetz (Nr. 522) vom gleichen Tage enthal- 
tenen Ermächtigung die Verordnung Nr. 526, 
durch die ein Verfügungsverbot für alle deut- 
schen Vermögenswerte angeordnet wurde. Im 
Zusammenhang hiermit ergingen u. a. die 
Anordnung Nr. 559 betr. Deklarierung 
deutschen Eigentums, das Gesetz (Nr. 885) 
vom 14. Dezember 1945 betreffend die Ver- 
waltung von Gesellschaften unter deutschem 
Einfluß, das Gesetz (Nr. 486) vom 10. Juli 
1947 betreffend Kraftloserklärung gewisser 
außerhalb Schwedens befindlicher schwedi- 
scher Wertpapiere. Zur Durchführung dieser 
Maßnahmen wurde eine besondere Behörde, 
das Fluchtkapitalbüro (Flyktkapitalbyrän), 
errichtet, dem anschließend auch -die Liqui- 
dation des deutschen Vermögens oblag. 

Bald nach der Beendigung des zweiten Welt- 
krieges forderten die drei Westalliierten — 
die UdSSR konnte auf Grund der Beschlüsse 
der Potsdamer Konferenz in diesem Zusam- 
menhang keine Ansprüche erheben — in 
ihrer Eigenschaft als Besatzungsmächte die 
Verfügungsgewalt über bas deutsche Eigen- 
tum in Schweden. Dieser Forderung konnte 
um so größerer Nachdruck verliehen werden, 
als die von den Vereinigten Staaten während 
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des Krieges gegenüber Schweden getroffenen 
Maßnahmen (Schwarze Liste, Kontensperre) 
noch andauerten. Schweden bestritt den Be- 
satzungsmächten das Recht, deutsches Ver- 
mögen in Schweden für sich zu beanspruchen. 
Es lehnte insbesondere die Anwendbarkeit 
des Kontrollratsgesetzes Nr. 5 auf in Schwe- 
den befindliches deutsches Vermögen ab. 

In dem schwedisch-alliierten Abkommen vom 
18. Juli 1946 (Washingtoner Abkommen) 
erklärte sich Schweden unter Wahrung sei- 
nes Rechtsstandpunktes jedoch bereit, an der 
„Ausschaltung des deutschen Wirtschaftsein- 
flusses“ durch die Liquidation des deutschen 
Vermögens mitzuwirken. Der Liquidations- 
erlös — von Schweden ausdrücklich als deut- 
sches Eigentum bezeichnet — sollte im Rah- 
men eines Zwangsclearings mit schwedischen 
Forderungen verrechnet werden. Der ver- 
bleibende Resterlös, dessen Höhe endgültig 
mit 150 Mio skr angenommen wurde, sollte 
über die Besatzungsmächte „der deutschen 
Volkswirtschaft “ zur Bezahlung lebenswichti- 
ger Einfuhren zur Verfügung gestellt wer- 
den. Wie sich aus dem Begleitbriefwechsel 
(Brief Nr. 11) ergibt, ging Schweden hierbei 
von der Vorstellung aus, daß die Gegenwerte 
der Einfuhren den Grundstock eines Ent- 
schädigungsfonds bilden würden. Diese Ein- 
fuhren wurden anschließend über die JEIA 
vorgenommen. Die Alliierten ließen sich je- 
doch den Gegenwert dieser Einfuhren — ge- 
wissermaßen als eigene Leistungen — gut- 
schreiben und bezogen ihn in ihre Forderun- 
gen aus der Nachkriegswirtschaftshilfe ein 
(vgl. Abkommen über Nachkriegs-Wirt- 
schaftshilfe vom 27. Februar 1953 — BGBl. 
II S. 491, 503, 508). Auf eine entsprechende 
deutsche Anfrage hatte die alliierte Hohe 
Kommission mit Note vom 22. November 
1950 mitgeteilt, daß die vorbezeichnet en Be- 
träge nicht für die Entschädigung deutscher 
Eigentümer herangezogen werden könnten. 
Sie würden vielmehr als Reparationsanteil 
der drei Westalliierten betrachtet und seien 
dementsprechend der Reparationsagentur in 
Brüssel gemeldet worden. 

Die im Washingtoner Abkommen vorbehal- 
tene Verrechnung deutscher Vermögenswerte 
mit schwedischen Forderungen erfolgte auf 
Grund der Königlichen Verordnung vom 
8. September 1950, durch die ein Zwangs- 
clearing gegenüber dem Deutschen Reich 
und deutschen Schuldnern unter Bezugnahme 
auf § 2 des Clearing-Gesetzes (Gesetz Nr. 19) 


vom 16. Februar 1934 in der Neufassung 
vom 23. März 1945 angeordnet wurde. We- 
gen der Einzelheiten wird auf die schwedische 
Regierungsvorlage Nr. 197 vom 24. März 
1950 Bezug genommen (vgl. Textsammlung 
„Deutsches Vermögen im Ausland“, heraus- 
gegeben vom Bundesministerium der Justiz, 
Band 3 S. 458 ff.). Schweden ging hierbei von 
der Fiktion eines deutschen Generalkonkurses 
aus. Es betrachtete daher alle gegen das 
Deutsche Reich (Reichsanleihen!) und gegen 
Deutsche gerichteten Forderungen als fällig 
und hielt sich ferner für berechtigt, entspre- 
chend der im Washingtoner Abkommen 
übernommenen Verpflichtung, alle deutschen 
Vermögenswerte zu liquidieren und die Li- 
quidationserlöse im Rahmen des Zwangs- 
clearings zur Verrechnung zu stellen. Mit der 
Durchführung des Zwangsclearings wurde das 
Liquidationsamt (Likvidationsnämnden) be- 
auftragt, dem die bei der schwedischen Clear- 
ingbehörde (Clearingnämnden) eingegange- 
nen und dort gesperrten Einzahlungen schwe- 
discher Schuldner und die durch das Flucht- 
kapitalbüro bei der Liquidation deutscher 
Vermögenswerte erzielten Erlöse zur Verfü- 
gung gestellt wurden. 

Anspruch auf Ausschüttungen im Zwangs- 
clearing hatten alle schwedischen Gläubiger, 
denen Forderungen gegen das Deutsche Reich 
in den Grenzen vom 1. Januar 1938 oder 
gegen Rechtssubjekte im Deutschen Reich zu- 
standen. Normalerweise erhielten die schwe- 
dischen Gläubiger, insbesondere die Besitzer 
von Reichsanleihen, Ausschüttungen von 
15 v. H. Gewisse Forderungen, z. B. clearing- 
fähige kommerzielle Forderungen, Gehalts- 
und ähnliche Forderungen Innerhalb zeitlicher 
Grenzen und Ersatzansprüche des schwe- 
dischen Staates wurden zu 100 v. H. be- 
friedigt. 

Als wichtigste Einzelposten der im Zwangs- 
clearing voll befriedigten Ansprüche er- 
scheinen Erstattungsforderungen Schwedens 
in Höhe von 29 Mio skr und 35 Mio skr für 
Goldüberweisungen an Belgien und Holland. 
Schweden hatte sich im Washingtoner Ab- 
kommen verpflichtet, alle von Deutschland 
erhaltenen Goldmengen zu erstatten, die aus 
besetzten Ländern stammten. Die vorge- 
nannten Überweisungen werden von Schwe- 
den als Erfüllung dieser Verpflichtung ange- 
sehen. Die Bundesregierung hat an der Auf- 
klärung der diesen Forderungen zugrunde 
liegenden Tatbestände nicht mitgewirkt. 
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I. 

Abkommen über deutsche Vermögens- 
werte in Schweden nebst Unterzeich- 
nungsprotokoll 

1. Allgemeines 

Seit Abschluß des deutsch-schweizerischen 
Abkommens vom 26. August 1952 über die 
deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
(BGBl. 1953 II S. 17) sind mit schwedischen 
Stellen Erörterungen geführt worden mit 
dem Ziele, die mit der Liquidation des deut- 
schen Vermögens in Schweden zusammen- 
hängenden Fragen einer befriedigenden Lö- 
sung zuzuführen. 

In den Verhandlungen hat sich Schweden 
bereit erklärt, alle aus der Liquidation des 
deutschen Vermögens erlangten und noch 
vorhandenen Werte zur Ausschüttung an die 
von den schwedischen Liquidationsmaßnah- 
men betroffenen Vermögensinhaber heraus- 
zugeben. 

Schweden trat zunächst in einem am 17. Ja- 
nuar 1956 zwischen der Bundesregierung, der 
schwedischen Regierung und der deutschen 
Revisions- und Treuhand-Aktiengesellschaft 
(Treuarbeit) geschlossenen Vertrag (Anlage 1) 
(Treuarbeitvertrag) alle Forderungen des 
schwedischen Liquidationsamtes gegen deut- 
sche Schuldner ab. Dieser Vertrag ist in- 
zwischen am 1. März 1956 in Kraft 
getreten. 

Die an die Treuarbeit abgetretenen Forde- 
rungen standen ursprünglich privaten schwe- 
dischen Gläubigern zu. Die Gläubiger über- 
trugen diese Forderungen in der Höhe, in 
der sie im Rahmen des schwedischen Zwangs- 
clearings auf ihre Forderungen Zahlungen 
aus dem Liquidationserlös des deutschen Ver- 
mögens erhalten hatten, unter Erteilung von 
schriftlichen Blankoabtretungen an das schwe- 
dische Liquidationsamt. Soweit das Liqui- 
dationsamt Zahlungen auf verbriefte Forde- 
rungen geleistet hatte, erhielt es von den 
Gläubigern die von den deutschen Schuldnern 
ausgestellten Schuldurkunden. 

Nach Art. 1 des Treuarbeitvertrages wird 
Schweden die von den Gläubigern dem 
schwedischen Liquidationsamt übergebenen 
schriftlichen Blankoabtretungen und Schuld- 
urkunden oder die gegen die Schuldurkunden 
nach Maßgabe des Abkommens über deut- 
sche Auslandsschulden (BGBl. 1953 II S. 331) 


eingetauschten neuen Schuldurkunden oder 
Ansprüche auf Aushändigung neuer Schuld- 
urkunden der Treuarbeit aushändigen bzw. 
auf sie übertragen. Unter den Vermögenswer- 
ten, die hiernach der Treuarbeit zu über- 
tragen sind, stellen verschiedene im schwe- 
dischen Zwangsclearing berücksichtigte deut- 
sche äußere Staatsanleihen, für welche die 
Bundesrepublik nach Maßgabe des Abkom- 
mens über deutsche Auslandsschulden einzu- 
treten hat (Kreuger-, Dawes-, Young-, Koka- 
und Preußenanleihe), den größten Posten 
dar. 

Aufgabe der Treuarbeit ist es, die an sie ab- 
getretenen Forderungen unter Berücksichti- 
gung der Bestimmungen des Abkommens 
über deutsche Auslandsschulden einzuziehen 
und die Wertpapiere zu veräußern. Die Bun- 
desregierung hat sich in einem Begleitschrift- 
wechsel zum Treuarbeitvertrag bereits ver- 
pflichtet, die erwähnten Stücke der deutschen 
äußeren Staatsanleihen zu erwerben. Die Er- 
löse aus der Einziehung der Forderungen und 
aus dem Verkauf der Wertpapiere sollen von 
der Treuarbeit dem sogenannten Liquidations- 
ausgleichsfonds zugeführt werden. 

Dem Liquidationsausgleichsfonds wird ferner 
auf Grund des Abkommens über deutsche 
Vermögenswerte in Schweden (Art. 4 Abs. 1) 
der noch in Händen des schwedischen Liqui- 
dationsamtes befindliche restliche Erlös aus 
der Liquidation des deutschen Vermögens 
zufließen. 

Die Frage, wer Ausschüttungen aus dem Li- 
quidationsausgleichsfonds erhalten soll (Aus- 
gleichsberechtigte) und wie der Liquidations- 
ausgleichsfonds aufgeteilt werden soll, war im 
Treuarbeitvertrag offengeblieben und einer 
späteren Einigung zwischen der Bundes- 
republik und Schweden Vorbehalten wor- 
den. 

Die schwedische Seite verlangte in den Ver- 
handlungen, daß die deutsche öffentliche 
Hand sowie gewisse deutsche Institutionen, 
die während des Krieges Aufgaben für das 
Deutsche Reich wahrgenommen hatten, nicht 
ausgleichsberechtigt sein sollten. Hiervon 
wird in erster Linie die deutsche Verrech- 
nungskasse mit einem Guthaben in Höhe von 
104 Mio skr betroffen. Ferner werden im 
Ausgleichsverfahren nicht berücksichtigt die 
Guthaben des Deutschen Reichs, der Reichs- 
bank, der Deutschen Golddiskontbank und 
der Konversionskasse für Deutsche Auslands- 
schulden in einer Gesamthöhe von weiteren 
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14,8 Mio skr. Von deutscher Seite ist in den 
Verhandlungen darauf hingewiesen worden, 
daß der von Schweden verlangte Ausschluß 
dieser Institutionen vom Ausgleichsverfahren 
nicht allein die Bundesrepublik, sondern bis 
zu einem gewissen Grade auch Private treffe. 

Da nach der im Abkommen getroffenen Re- 
gelung die Ausgleichsquote auf den Liqui- 
dationserlösen basiert, entfällt die Möglich- 
keit, durch die Liquidation verursachte Wert- 
minderungen im Ausgleichsverfahren zu be- 
rücksichtigen. Während der Verhandlungen 
sind eine Reihe solcher Fälle auf deutsches Ver- 
langen erörtert worden. Nach schwedischer 
Ansicht sind die zum Teil sehr erheblichen 
Wertminderungen auf die unsicheren Aus- 
sichten für die Weiterführung deutscher 
Tochterunternehmen, die Unterbrechung der 
Verbindungen zu den Muttergesellschaften 
und auf die steuerliche Erfassung der erst bei 
der Liquidation in Erscheinung getretenen 
stillen Reserven zurückzuführen. Die schwe- 
dische Delegation hat sich nicht in der Lage 
gesehen, der Einsetzung einer gemischten 
Kommission zur Nachprüfung dieser Fälle 
zuzustimmen. Ein Scheitern der Gesamt- 
lösung konnte wegen dieser Frage nicht ver- 
antwortet werden, zumal von schwedischer 
Seite ausdrücklich versichert wurde, daß es 
dem deutschen Eigentümer freistehe, im 
Rahmen des schwedischen Rechts die Ord- 
nungsmäßigkeit des Liquidationsverfahrens 
nachprüfen zu lassen. 

Mit Rücksicht auf die erschwerte Eintreib- 
barkeit von Privatforderungen einerseits 
und den bis zur Ausschüttung noch zu er- 
wartenden Zinsanfall andererseits kann die 
Höhe der Verteilungsmasse (Liquidations- 
ausgleichsfonds) zur Zeit nicht mit Sicherheit 
angegeben werden. Sie wird sich aber ver- 
mutlich zwischen 145 und 150 Mio skr be- 
wegen. Dem stehen Liquidationserlöse deut- 
schen Privateigentums unter Zurechnung 
steckengebliebener Clearingüberweisungen in 
Höhe von ca. 235 Mio skr gegenüber, so daß 
nach dem gegenwärtigen, im wesentlichen auf 
schwedisches Material gestützten Zahlenbild 
eine Entschädigungsquote von ca. 61 bis 
63 v. H. erreichbar erscheint. 

Schweden strebte in den Verhandlungen an, 
eine Ausschüttungsquote von mindestens 
65,3 v. H. zu erreichen, die — unter Berück- 
sichtigung einer in der Schweiz erhobenen 
Verwaltungsgebühr — der Schweizer Lösung 
entspricht. Auch die Bundesregierung hätte 


die Erreichung dieser Ausschüttungsquote 
begrüßt. Sie sah sich aber mit Rücksicht auf 
die präjudizielle Wirkung gegenüber anderen 
Geschädigtengruppen nicht in der Lage, hier- 
für Haushaltsmittel einzusetzen. Auch die 
Liquidationsmasse der JEIA, die schon jetzt 
einen Unterschuß aufweist, schied, abgesehen 
von rechtlichen Bedenken, für einen solchen 
Beitrag aus. In einem Begleitbriefwechsel 
(Anlage 2) wurde jedoch vereinbart, nach 
Ablauf gewisser im Abkommen vorgesehe- 
ner Fristen diese Frage erneut zu erörtern, 
falls sich bis dahin herausstellen sollte, daß 
eine Ausschüttungsquote von annähernd 
zwei Dritteln der Liquidationserlöse nicht 
erreicht werden kann. 

2. Im einzelnen 

Zu dem Abkommen und dem Unterzeich- 
nungsprotokoll ist im einzelnen zu bemer- 
ken: 

Art. 1: Schweden zieht dadurch, daß es die 
zur Durchführung der schwedischen Liqui- 
dationsmaßnahmen ergangene Verordnung 
Nr. 526 vom 29. Juni 1945 aufhebt, einen 
Schlußstrich unter die gegen das deutsche 
Vermögen erlassene schwedische Sonder- 
gesetzgebung. Das schwedische Gesetz Nr. 
486 vom 10. Juli 1947 betr. Kraftloserklä- 
rung gewisser außerhalb Schwedens befind- 
licher Urkunden, das aus Gründen des 
schwedischen innerstaatlichen Rechts nicht 
mehr in der gegenwärtigen Sitzungsperiode 
des schwedischen Reichstages förmlich außer 
Kraft gesetzt werden kann, wird bis zu sei- 
ner förmlichen Außerkraftsetzung, die im 
frühestmöglichen Zeitpunkt erfolgen soll, 
nicht mehr auf deutsche Vermögenswerte an- 
gewendet werden. Mit diesen Maßnahmen 
entfällt die Grundlage für die Erfassung und 
Liquidierung deutscher Vermögenswerte. 
Vermögenswerte, die dem Zugriff der schwe- 
dischen Behörden entgangen sind oder die 
zwar erfaßt, jedoch nicht liquidiert worden 
sind, werden frei. 

Eine Ausnahme hiervon macht Ziffer 1 des 
Unterzeichnungsprotokolls für etwa 8 Fälle, 
in denen die Erlöse aus der Einziehung von 
Forderungen mit der Begründung herausver- 
langt werden, daß die fraglichen Forderun- 
gen auf Grund der einschlägigen schwedi- 
schen Bestimmungen nicht hätten eingezogen 
werden dürfen. Bezüglich dieser 8 Fälle 
bleibt die Verordnung Nr. 526 bis zur Ent- 
scheidung über den Streit aufrechterhalten. 
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Obsiegt der Anspruchsteller, so wird der Er- 
lös aus der Einziehung der fraglichen For- 
derungen an ihn herausgegeben werden, 
unterliegt er, so wird der Betrag dem Liqui- 
dationsausgleichsfonds zufließen. 

Art. 2, der den Rückerwerb der veräußerten 
deutschen Vermögensgegenstände durch den 
früheren Eigentümer ermöglicht, ist für die 
deutsche Wirtschaft von erheblicher Bedeu- 
tung. Schweden hatte entsprechend den Be- 
stimmungen des Washingtoner Abkommens 
den Erwerbern der liquidierten deutschen 
Vermögensgegenstände die Weiterveräuße- 
rung an Deutsche verboten. Ferner wurde 
den Erwerbern die Auflage gemacht, im Falle 
der Weiterveräußerung in den Kaufvertrag 
mit dem Dritterwerber eine Klausel aufzu- 
nehmen, nach der die Übertragung an einen 
Deutschen nicht zulässig sei. Dieses Verbot 
der Übertragung an Deutsche wird nunmehr 
aufgehoben, und zwar auch für den Fall des 
Dritterwerbs. 

Der gleiche Grundsatz ist in Art. 3 Abs. 2 
noch einmal für die gewerblichen Schutz- 
rechte wiederholt mit dem Zusatz, daß in 
Fällen, in denen eine Einigung zwischen den 
Beteiligten nicht zustande kommt, eine 
deutsch-schwedische gemischte Regierungs- 
kommission zur Herbeiführung einer güt- 
lichen Einigung unterstützend tätig werden 
kann. 

Art. 3 steckt den Rahmen für die Behand- 
lung der deutschen gewerblichen Schutz- 
rechte und Schutzrechtsanmeldungen. Die 
Einzelheiten einer Regelung dieses Sachge- 
biets sind in dem unter II. erläuterten Ab- 
kommen über die Wiederherstellung ge- 
werblicher Schutzrechte enthalten, auf das 
Art. 3 verweist. 

In Art. 4 verpflichtet sich Schweden, alle aus 
der Liquidation der deutschen Vermögens- 
werte in Schweden stammenden und nach 
Verrechnung im Zwangsclearing verbliebe- 
nen oder noch anfallenden Mittel herauszu- 
geben. Sollte sich später in Einzelfällen her- 
ausstellen, daß dem Liquidationsausgleichs- 
fonds Mittel zugeflossen sind, die aus der 
Liquidation von Vermögenswerten stam- 
men, welche von den schwedischen Behörden 
irrtümlich als deutsches Vermögen angesehen 
und liquidiert worden sind, so wird die 
Treuarbeit die entsprechenden Beträge an 
das schwedische Liquidationsamt zurückzah- 
len. Sind bereits Auszahlungen an die Aus- 
gleichsberechtigten erfolgt, so entfällt die 


Pflicht zur Rückzahlung nach Ziffer 2 des 
Unterzeichnungsprotokolls insoweit, als 
durch die verlangte Rücküberweisung die 
gleichmäßige Durdiführung bereits begonne- 
ner Ausschüttungen gefährdet wird. 

Art. 5, der durch die Ziffern 3 bis 14 des 
Unterzeichnungsprotokolls näher ausgeführt 
wird, bestimmt die Art und Weise der Ver- 
wendung des Liquidationsausgleichsfonds 
und stellt damit die grundlegende Bestim- 
mung für das durchzuführende Ausgleichs- 
verfahren dar. Es wurde bereits ausgeführt, 
daß die schwedische Seite darauf bestand, die 
öffentliche Hand und gewisse Institutionen 
von den Ausschüttungen aus dem Liquida- 
tionsausgleichsfonds auszuschließen. Die dies- 
bezügliche Bestimmung enthält Ziffer 7 des 
Unterzeichnungsprotokolls. Hiervon abge- 
sehen sind ausgleichsberechtigt alle natür- 
lichen und juristischen Personen, deren Ver- 
mögenswerte in Schweden liquidiert worden 
sind, ferner deutsche Gläubiger, deren schwe- 
dische Schuldner (im Frühjahr 1945) im Rah- 
men des früheren deutsch-schwedischen Ver- 
rechnungsverkehrs Einzahlungen bei der 
schwedischen Clearingbehörde vorgenom- 
men haben, ohne daß entsprechende Auszah- 
lungen durch die deutsche Verrechnungskasse 
geleistet wurden (Art. 5 Abs. 2 des Abkom- 
mens). 

Das schwedische Liquidationsamt wird die 
Namen derjenigen, deren Vermögenswerte 
in Schweden liquidiert worden sind, sowie 
die für diese Personen gebuchten Beträge 
einer deutschen Dienststelle mitteilen (Zif- 
fer 3 des Unterzeichnungsprotokolls). Nach 
§ 4 des Ratifikationsgesetzes wird dies die 
Dienststelle für Auslandsvermögen in Köln 
sein, der das schwedische Liquidationsamt 
bereits seit einiger Zeit solche Mitteilungen 
übersandt hat. Die Ermittlung der nach 
Art. 5 Abs. 2 Nr. 2 des Abkommens aus- 
gleichberechtigten Gläubiger bereitet gewisse 
Schwierigkeiten. Innerhalb der kurzen Zeit- 
spanne bis zur Ausschüttung des Liquida- 
tionsausgleichsfonds werden sich die hier in 
Betracht kommenden Zahlungsvorgänge aus 
den schwedischen Akten, die in alphabetischer 
Ordnung sämtliche im deutsch-schwedischen 
Verrechnungsverkehr abgewickelten Zahlun- 
gen enthalten, nicht mit Sicherheit restlos 
feststellen lassen. Im Hinblick auf die erheb- 
lichen technischen Schwierigkeiten der Er- 
mittlung dieser verhältnismäßig kleinen 
Gruppe von Ausgleichsberechtigten heißt es 
in Ziffer 3 des Unterzeichnungsprotokolls, 
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die zuständige schwedische Behörde werde, 
„soweit ihr dies praktisch möglich ist", die 
Namen der nach ihren Unterlagen Aus- 
gleichsberechtigten und die für sie verbuch- 
ten Beträge mitteilen. 

Mit Rücksicht insbesondere auf diese Gruppe 
von Ausgleichsberechtigten gibt Ziffer 10 
des Unterzeichnungsprotokolls demjenigen, 
der ausgleichsberechtigt zu sein glaubt, das 
Recht, einen Antrag auf Eintragung in die 
Tabelle bei der Dienststelle für Auslandsver- 
mögen zu stellen, die dann das schwedische 
Liquidationsamt um Aufklärung ersuchen 
wird. 

Die Dienststelle für Auslandsvermögen trägt 
die Ausgleichsberechtigten, die vom schwe- 
dischen Liquidationsamt mitgeteilten Beträge 
sowie deren Gegenwert in Deutscher Mark 
in eine Tabelle ein (Ziffer 4 des Unter- 
zeichnungsprotokolls) und stellt dem Aus- 
gleichsberechtigten einen Tabellenauszug zu 
(Ziffer 8). Gegen die Mitteilung der Dienst- 
stelle ist der Widerspruch zulässig (Ziffer 9). 
Der Widerspruchsbescheid kann mit der 
Klage vor dem Verwaltungsgericht angefoch- 
ten werden (Ziffer 11). Satz 2 der Ziffer 11, 
der die klagebegründenden Tatsachen auf- 
zählt, stellt sachlich keine Beschränkung des 
Klagerechts des Ausgleichsberechtigten dar; 
dieser Satz soll den Ausgleichsberechtigten 
lediglich darauf hinweisen, daß nur die Tä- 
tigkeit der Dienststelle für Auslandsvermö- 
gen, nicht dagegen Maßnahmen der schwe- 
dischen Behörden der Nachprüfung durch 
das deutsche Verwaltungsgericht unterliegen. 

Sobald sich nach Ablauf der in Ziffer 10 ge- 
nannten Frist für die Einreichung von An- 
trägen auf Eintragung in die Ausgleichs- 
tabelle übersehen läßt, in welcher Höhe 
Rückstellungen aus dem Liquidationsaus- 
gleichsfonds für etwaige weitere Ausgleichs- 
berechtigte vorzunehmen sind, deren An- 
träge noch mit dem schwedischen Liquida- 
tionsamt abgestimmt werden müssen, wird 
die Dienststelle für Auslandsvermögen die 
Treuarbeit anweisen, Ausschüttungen aus 
dem Liquidationsausgleichsfonds an die Aus- 
gleichsberechtigten vorzunehmen, und zwar 
ohne Rücksicht darauf, ob bis dahin alle für 
den Fonds bestimmten Beträge eingegangen 
sind (Ziffer 13). Um den Ausgleichsberech- 
tigten möglichst schnell jedenfalls einen Teil 
der auf sie letztlich entfallenden Quote zu- 
kommen zu lassen, bestimmt Satz 2 der Zif- 
fer 13, daß Teilausschüttungen zulässig sind. 


Die in Ziffer 14 enthaltene Befugnis zur Hin- 
terlegung des Ausschüttungsbetrages in Fäl- 
len, in denen Ungewißheit über die Person 
des Ausgleichsberechtigten besteht, soll der 
Vereinfachung des Ausschüttungsverfahrens 
dienen. Den gleichen Zweck verfolgt die in 
den Sätzen 3 und 4 der Ziffer 13 enthaltene 
Regelung über die Behandlung von Bagatell- 
beträgen, deren Ausschüttung mit einem 
unverhältnismäßig hohen Verwaltungs- und 
Kostenaufwand verbunden sein würde. 

Zur Beratung und Überwachung der Treu- 
arbeit bei der Einziehung von Forderungen, 
der Verwaltung von Wertpapieren und der 
Anlage des Liquidationsausgleichsfonds bis 
zur Ausschüttung ist auf Grund von § 7 
des Treuarbeitsvertrages ein Ausschuß gebil- 
det worden, dem vier Mitglieder, davon ztvei 
Vertreter der Bundesregierung, ein Vertre- 
ter der schwedischen Regierung und ein 
Vertreter der Ausgleichsberechtigten ange- 
hören. Dieser Ausschuß hat nach Ziffer 6 des 
Unterzeichnungsprotokolls ferner die Flöhe 
des Liquidationsausgleichsfonds festzusjellen. 
Außerdem kann er für Ausgleichsberechtigte 
mit Sitz oder Wohnsitz außerhalb des Bun- 
desgebietes und von Berlin (West) die Be- 
stellung eines Treuhänders verlangen und 
dem Treuhänder Weisungen erteilen (Zif- 
fer 12). Durch die Einschaltung dieses Aus- 
schusses wird sowohl der schwedischen Seite 
als auch den Ausgleichsberechtigten die Mög- 
lichkeit gegeben, Einblick und bis zu einem 
gewissen Grade auch Einfluß auf die Ver- 
waltung und Ausschüttung der zur Verfü- 
gung stehenden Mittel zu nehmen. 

Art. 6 des Abkommens sieht erneute Ver- 
handlungen der Vertragsstaaten für den Fall 
vor, .daß der Liquidationsausgleichsfonds zur 
Gewährung einer Ausschüttungsquote von 
zwei Drittel ausreicht und darüber hinaus 
noch Ausgleichsmittel vorhanden sind. Es 
entsprach dem Wunsch beider Vertragsstaa- 
ten, nach Möglichkeit — ähnlich wie im Falle 
des deutsch-schweizerischen Abkommens über 
die deutschen Vermögenswerte in der Schweiz 
— Härtefälle, rassisch und politisch Verfolgte, 
sowie auch Vertriebene und Flüchtlinge be- 
sonders zu berücksichtigen. Eine bevorzugte 
Befriedigung dieser Gruppen konnte aber 
nicht vorab erfolgen, da Schweden die anfal- 
lenden Ausgleichsmittel zu einer der Zwei- 
drittel-Lösung möglichst angenäherten Aus- 
schüttungsquote verwandt wissen wollte. Die 
bevorzugte Befriedigung dieser Gruppen 
hätte aber zwangsläufig zu einer entspredien- 
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den Kürzung der allgemeinen Ausschüttungs- 
quote führen müssen. Sollte jedoch eine Aus- 
schüttungsquote von zwei Dritteln erreicht 
werden, so erscheint eine Privilegierung dieser 
Gruppen, über die nähere Vereinbarungen 
noch getroffen werden müßten, unter dem 
Gesichtspunkt vertretbar, daß die Empfänger 
der allgemeinen Ausschüttungsquote gemäß 
§ 3 des Ratifikationsgesetzes von der Vermö- 
gensabgabe nach dem Lastenausgleich freige- 
stellt sind. 

In Art. 10 des Abkommens verpflichtet sich 
die Bundesrepublik Deutschland, Fragen, die 
aus der Liquidation der deutschen Vermö- 
genswerte in Schweden entstanden sind, nicht 
mehr zu erörtern. Diese Verpflichtung, mit 
der auch deutscherseits ein Schlußstrich unter 
diesen Fragenkomplex gezogen wird, hält 
sich im Rahmen der Bestimmung in Art. 3 
des Sechsten Teils des Vertrages zur Regelung 
aus Krieg und Besatzung entstandener Fra- 
gen (BGBl. 1955 II S. 301, 440). Es ist an 
anderer Stelle bereits darauf hingewiesen 
worden, daß durch diese Erklärung der Bun- 
desrepublik den von den schwedischen Liqui- 
dationsmaßnahmen betroffenen deutschen 
Vermögensinhabern nicht die Möglichkeit ab- 
geschnitten wird, vor schwedischen Gerichten 
Klagen, etwa wegen schlechter Verwaltung, 
zu erheben. 

In einem Schriftwechsel zum Vermögensab- 
kommen hat die schwedische Regierung im 
Hinblick darauf, daß sie den noch vorhande- 
nen Erlös aus sämtlichen deutschen Vermö- 
genswerten herausgeben wird, erklärt, sie 
gehe davon aus, daß das Abkommen in einem 
wiedervereinigten Deutschland zur Geltung 
gelangen wird. Sie erwarte, daß sich die Bun- 
desregierung in diesem Sinne ein.se tz-en werde, 
falls dies nach Lage der Umstände im Zeit- 
punkt der Wiedervereinigung Deutschlands 
erforderlich sein sollte (Anlage 3). 

Art. 11 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Art. 12 trifft Bestimmungen über die Rati- 
fizierung und das Inkrafttreten des Vertrages. 

II. 

Das Abkommen über die Wieder- 
herstellung gewerblicher Schutzrechte 

Von der nach dem zweiten Weltkrieg ergan- 
genen schwedischen Kontrollgesetzgebung 
wurden auch die deutschen gewerblichen 


Schutzrechte und Schutzrechtsanmeldungen 
in Schweden erfaßt. Nach Art. 1 Abs. 2 des 
Abkommens über deutsche Vermögenswerte 
in Schweden werden u. a. diese Rechte mit 
dem Tage des Inkrafttretens des Abkommens 
freigegeben, soweit sie nicht in der Zwischen- 
zeit auf Grund schwedischer Liquidations- 
maßnahmen veräußert worden sind. 

Die veräußerten Rechte können auf Grund 
einer Vereinbarung zwischen dem ursprüng- 
lichen deutschen Inhaber und dem schwedi- 
schen Erwerber zurückerworben werden, wo- 
bei eine deutsch-schwedische Gemischte Re- 
gierungskommission unterstützend tätig wer- 
den kann (vgl. Art. 3 Abs. 2 des Abkom- 
mens über deutsche Vermögenswerte in 
Schweden). 

Die verfallenen Rechte sollen dagegen gemäß 
Art. 3 Abs. 1 des Abkommens über deutsche 
Vermögenswerte m Schweden in weitestmög- 
lichem Umfang wiederhergestellt werden. Die 
Einzelheiten sind in dem Abkommen über 
die Wiederherstellung gewerblicher Schutz- 
rechte geregelt. Dieses Abkommen ist, wie 
bereits das deutsch-schwedische Abkommen 
über die Verlängerung von Prioritätsfristen 
vom 2. Februar 1951 (BGBl. II S. 106), weit- 
gehend dem Internationalen Abkommen von 
Ncuenburg betreffend die Erhaltung oder 
Wiederherstellung der durch den zweiten 
Weltkrieg zu Schaden gekommenen gewerb- 
lichen Schutzrechte vom 8. Februar 1947 
nachgebildet, das zwischen den alliierten und 
neutralen Staaten untereinander abgeschlos- 
sen worden ist und dem die Bundesrepublik 
Deutschland nicht angehört. Mit dem vorlie- 
genden Abkommen sollen die kriegs- und 
nachkriegsbedingten Beeinträchtigungen deut- 
scher Schutzrechte im Verhältnis zwischen 
der Bundesrepublik Deutschland und Schwe- 
den beseitigt werden. Die Regelung entspricht 
den Abkommen, die die Bundesrepublik 
Deutschland bereits mit einer Anzahl anderer 
Staaten für das Gebiet des gewerblichen 
Pvechtsschutzes geschlossen hat. 

Das Abkommen ist in drei Teile gegliedert: 
Teil I trifft Bestimmungen über die Wieder- 
herstellung deutscher Schutzrechte in Schwe- 
den, 

Teil II enthalt die entsprechenden Bestim- 
mungen über schwedische Schutzrechte in 
Deutschland, 

Teil III regelt den Anwendungsbereich des 
Abkommens, seine Ratifizierung und das. 
Inkrafttreten. 



Der dem Abkommen beigefügte Briefwech- 
sel (Anlage 4) bezieht sich auf schwedische 
Erklärungen über Lizenzrechte an deutschen 
gewerblichen Schutzrechten und über deut- 
sche Urheberrechte. 

Im einzelnen ist zu dem Abkommen folgen- 
des zu bemerken: 

Art. 1 enthalt die Voraussetzungen, unter 
denen deutsche Patente und Patentanmeldun- 
gen in Schweden wiederhergestellt werden 
können. 

Die Schutzrechte müssen vor dem 1. Januar, 
1947 in Schweden eingereicht oder erworben 
worden sein. Der Stichtag vom 1. Januar 
1947 ist gewählt worden, weil alle bis zu die- 
sem Zeitpunkt von deutschen Staatsangehö- 
rigen oder Firmen in Schweden erworbenen 
Vermögenswerte von der schwedischen Kon- 
trollgesetzgebung erfaßt wurden. Nach die- 
sem Stichtag angemeldete deutsche Schutz- 
rechte unterlagen keinen Verfügungsbe- 
schränkungen. 

Als Stichtag für das Erlöschen des Patents 
oder die Zurückweisung der Patentanmel- 
dung ist der 1. Januar 1945 eingesetzt wor- 
den, weil von diesem Zeitpunkt an ein nor- 
maler Geschäftsverkehr zwischen Deutsch- 
land und Schweden infolge der Kriegs Verhält- 
nisse nicht mehr möglich war. Da anderer- 
seits durch das Abkommen nur solche Beein- 
trächtigungen beseitigt werden sollen, die auf 
kriegs- und nachkriegsbedingten Schwierig- 
keiten beruhten, wird die Wiederherstellungs- 
möglichkeit nur für solche gewerblichen 
Schutzrechte und Schutzrechtsanmeldungen 
gewährt, die bis zum 1. Januar 1952 erlo- 
schen oder zurückgewiesen worden sind. Es 
kann davon ausgegangen werden, daß spä- 
testens von diesem Zeitpunkt an der Ge- 
schäftsverkehr zwischen der Bundesrepublik 
und Schweden wieder normalisiert war. 

Wiederhergestellt werden nur Patente, die 
infolge Nichtzahlung der Gebühren erloschen 
sind, und Patentanmeldungen, die infolge 
Nichterfüllung gesetzlicher Erfordernisse zu- 
rückgewiesen wurden. Die Rechte werden 
nicht automatisch, sondern nur auf Antrag 
wiederhergestellt. Entsprechend den allge- 
meinen Grundsätzen für die Wiederherstel- 
lung von Rechten ist mit dem Antrag die 
versäumte Handlung nachzuholen, und zwar 
nach Art. 6 Abs. 2 des Abkommens späte- 
stens innerhalb einer vom Schwedischen Pa- 
tentamt zu setzenden Nachfrist von höch- 
stens drei Monaten. 


Um die im Hinblick auf die oft lange Dauer 
des Erteilungsverfahrens mit der Wiederher- 
stellung von Patentanmeldungen verbundene 
Unsicherheit für die schwedische Industrie 
soweit wie möglich einzuschränken, ist mit 
dem Antrag auf Wiederherstellung einer 
noch nicht bekanntgemachten Patentanmel- 
dung die Erklärung abzugeben, daß der An- 
tragsteller mit der vorzeitigen Offenlegung 
der Anmeldungsunterlagen beim Schwedi- 
schen Patentamt gemäß § 20 Abs. 2 der 
schwedischen Verordnung über Patente ein- 
verstanden ist. 

Art. 2 regelt das Weiterbenutzungsrecht im 
Falle der Wiederherstellung eines erloschenen 
Patents oder einer zurückgewiesenen Patent- 
anmeldung. Die Gewährung eines Weiterbe- 
nutzungsrechts in solchen Fällen entspricht 
internationaler Übung. 

Voraussetzung für die Entstehung eines 
Weiterbenutzungsrechts nach Art. 2 des Ab- 
kommens ist, daß die Benutzungshandlung 
in gutem Glauben in der Zeit zwischen dem 
Erlöschen des Patents oder der Zurückwei- 
sung der Patentanmeldung und dem 6. Fe- 
bruar 1956, dem Tage des Beginns der 
deutsch-schwedischen Verhandlungen, vorge- 
nommen worden ist. Lizenzgebühren für die 
Weiterbenutzung sind entsprechend dem 
schwedischen Recht nicht zu entrichten. Ein 
Weiterbenutzungsrecht soll auch in dem Falle 
bestehen, in dem ein Dritter unabhängig von 
dem deutschen Anmelder dieselbe Erfindung 
gemacht und in Schweden zum Patent an- 
gemeldet hat. Der Beweis dafür , daß der 
Dritte die Erfindung tatsächlich selbst ge- 
macht hat, ist von dem Dritten zu führen. 

Art. 3 enthält die Voraussetzungen für die 
Wiederherstellung deutscher Warenzeichen. 
Wegen der in Abs. 1 dieser Vorschrift ent- 
haltenen Termine wird auf die Ausführungen 
zu Art. 1 verwiesen. 

Zur Wahrung der Kontinuität des Waren- 
zeichens ist die Rückwirkung der Wieder- 
herstellung auf den Zeitpunkt des Erlöschens 
des Warenzeichens vorgesehen. 

In einer Reihe von Fällen hat der deutsche 
Inhaber eines in der Zwischenzeit erloschenen 
Warenzeichens dieses Zeichen in Schweden 
neu angemeldet. Das auf Grund dieser Neu- 
anmeldung neu eingetragene Warenzeichen 
würde an sich nicht unter die Bestimmungen 
des Abkommens fallen. Um die sachlich un- 
zweckmäßige rückwirkende Wiederherstel- 
lung des alten Warenzeichens und die Lö- 
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schurig des neuen Zeichens zu vermeiden, ist 
in Art. 3 Abs. 2 vorgesehen, -daß der Inhaber 
des Warenzeichens statt dessen durch einen 
besonderen Antrag die Rückwirkung des neu 
eingetragenen Zeichens auf den Zeitpunkt des 
Erlöschens des alten Zeichens erreichen kann. 

In Abs. 3 des Art. 3 ist eine Sonderregelung 
für den Fall getroffen, daß sich der Erwerber 
eines auf Grund schwedischer Liquidations- 
maßnahmen veräußerten deutschen Waren- 
zeichens mit der Wiederherstellung des Zei- 
chens zugunsten des ursprünglichen deutschen 
Berechtigten einverstanden erklärt. In diesem 
Fall kann der ursprüngliche deutsche Inhaber 
den in Abs. 1 vorgesehenen Wiederherstel- 
lungsantrag stellen, wenn der Erwerber des 
veräußerten Zeichens gleichzeitig die Lö- 
schung des auf seinen Namen eingetragenen 
Warenzeichens für den Fall der Wiederher- 
stellung des alten Zeichens beantragt. 

Warenzeichenanmeldungen können nach dem 
Abkommen nicht wiederhergestellt werden. 
Der Ausschluß der Wiederherstellung von 
Warenzeichenanmeldungen war von schwe- 
discher Seite gefordert worden unter Hinweis 
darauf, daß deutsche Staatsangehörige bereits 
seit dem 1. Januar 1947 wieder die Möglich- 
keit hatten, Warenzeichen in Schweden neu 
anzu melden. 

Art. 4 schließt in Abs. 1 im Grundsatz ein 
Weiterbenutzungsrecht gegenüber einem 
wiederhergestellten Warenzeichen aus. Zur 
Vermeidung von Härten ist indessen vorge- 
sehen, daß Dritte, für die in der Zwischen- 
zeit ein mit dem wiederhergestellten Waren- 
zeichen identisches oder verwechslungsfähiges 
Zeichen im schwedischen Register eingetrar 
gen worden ist, die Benutzung dieses Zei- 
chens noch bis zum Ablauf von zwölf Mo- 
naten nach Verwarnung durch den ursprüng- 
lichen deutschen Inhaber fortsetzen können. 
Die für die Verwarnung vorgesehene Aus- 
schlußfrist soll die aus der Wiederherstel- 
lungsmöglichkeit entstehende Rechtsunsicher- 
heit für Dritte soweit wie möglich ein- 
schränken. 

Ein echtes Weiterbenutzungsrecht ist in 
Abs. 2 des Art. 4 nur für den Fall vorge- 
sehen, in dem ein Dritter in Unkenntnis des 
verfallenen deutschen Warenzeichens ein mit 
diesem identisches oder verwechslungsfähiges 
Zeichen eingetragen und in Schweden im 
Verkehr als Kennzeichen seiner Waren durch- 
gesetzt hat. Die Anerkennung des durchge- 
setzten Zeichens entspricht den Grundsätzen 
des deutschen Wettbewerbsrechts. Zur Ver- 


meidung einer Täuschung des Verkehrs ist 
bestimmt, daß sowohl das in der Zwischen- 
zeit für den Dritten eingetragene Waren- 
zeichen wie das wiederhergestellte deutsche 
Warenzeichen nur mit einem deutlich sicht- 
baren Hinweis auf die Herkunft der Waren 
benutzt werden dürfen. 

In Abs. 3 des Art. 4 sind besondere Bestim- 
mungen für den Fall der Wiederherstellung 
von Warenzeichen enthalten, die im Ähn- 
lichkeitsbereich der auf Grund schwedischer 
Liquidationsmaßnahmen veräußerten Waren- 
zeichen liegen. Zum Schutze der Rechte des 
schwedischen Erwerbers wurde vereinbart, 
daß :in diesem Falle das wiederhergestellte 
Zeichen gegenüber dem veräußerten Zeichen 
nicht geltend gemacht werden kann. Prak- 
tisch können daher beide Zeichen nebenein- 
ander in Schweden benutzt werden. Zur 
Vermeidung einer Täuschung des Verkehrs 
darf der deutsche Inhaber das wiederherge- 
stellte Zeichen nur mit einem auf die Her- 
kunft der Waren hinweisenden Zusatz be- 
nutzen. Lediglich für die Fälle, in denen das 
wie derher gestellte deutsche Zeichen mit dem 
veräußerten deutschen Zeichen vollständig 
oder in seinen wesentlichen Bestandteilen 
identisch ist, hat sich die schwedische Seite 
Vorbehalten, in ihrer Durchführungsgesetz- 
gebung zu dem Abkommen dem schwedi- 
schen Erwerber für sein Zeichen das bessere 
Recht zuzuerkennen mit der Wirkung, daß 
der schwedische Erwerber die Möglichkeit er- 
hält, gegen das identische oder nahezu iden- 
tische Warenzeichen im Klagewege vorzu- 
gehen. 

Art. 5 trifft Vorsorge gegen den Eintritt 
von Rechtsnachteilen, die nach schwedischem 
Recht infolge der Nichtausführung der pa- 
tentierten Erfindung entstehen können. 

Art. 6 enthält die Verfahrens Vorschriften für 
die Wiederherstellungsanträge. Hervorzuhe- 
ben ist, daß die Wiederherstellung gebüh- 
renfrei vorgenommen wird und auch die in 
der schwedischen Gesetzgebung vorgesehenen 
Zuschlagsgebühren nicht entrichtet zu wer- 
den brauchen. Mit dem in Abs. 2 vorgesehe- 
nen Erfordernis einer Nachfristsetzung soll 
dem Umstand Rechnung getragen werden, 
daß die deutschen Antragsteller mit Rücksicht 
auf die seit dem Erlösdien des Schutzrechts 
oder der Zurückweisung der Anmeldung ver- 
strichene lange Zeit nicht in allen Fällen dar- 
über unterrichtet sein werden, welche Hand- 
lungen seinerzeit versäumt worden und nun- 
mehr nachzuholen sind. 
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Die Art. 7 bis 9 räumen den schwedischen 
Inhabern von gewerblichen Schutzrechten 
und Schutzrechtsanmeldungen in Deutschland 
die Gegenseitigkeit ein, soweit dies im Hin- 
blick auf die deutsche Nachkriegsgesetz- 
gebung noch erforderlich erscheint. 

Art, 10 bezeichnet den Personenkreis, der 
die Vorteile des Abkommens in Anspruch 
nehmen kann. 

Art. 11 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

Art. 12 trifft Bestimmungen über die Rati- 
fizierung und das Inkrafttreten des Ab- 
kommens. 

III. 

Das Abkommen zum deutschen 
Lastenausgleich 

Bei den Verhandlungen über die Freigabe 
des deutschen Vermögens in Schweden sind 
von schwedischer Seite gewisse Forderungen 
auf Vergünstigungen beim Lastenausgleich 
erhoben worden. Diesen Forderungen mußte 
stattgegeben werden, um die in dem Ab- 
kommen über deutsche Vermögenswerte in 
Schweden und in dem Abkommen über die 
Wiederherstellung gewerblicher Schutzrechte 
enthaltenen Zugeständnisse der schwedischen 
Seite zu erreichen. Schweden konnte sich für 
seine Forderungen auch auf das mit der 
Schweiz abgeschlossene Abkommen zum deut- 
schen Lastenausgleich vom 26. August 1952 
(BGBl. 1953 IIS. 15) berufen. 

Der Entwurf des Abkommens besteht sach- 
lich aus zwei Teilen. Im Ersten Teil sollen 
den Abgabepflichtigen schwedischer Staats- 
angehörigkeit die gleichen Vergünstigungen 
zugebilligt werden, die den Angehörigen der 
Vereinten Nationen (AVN) in den Art. 3 
und 6 des Zehnten Teils des Überleitungs- 
vertrags zugestanden worden sind. Im 
Zweiten Teil wird der sachliche Anwendungs- 
bereich des deutsch-schwedischen Doppel- 
besteuerungsabkommens auf die Vermögens- 
abgabe (VA) ausgedehnt und darüber hinaus 
das sogenannte schwedische Heimatvermögen 
von der VA befreit werden. Zum sachlichen 
Inhalt der beiden Teile des Abkommens ist 
im einzelnen folgendes zu bemerken: 

1. Ausdehnung der für Angehörige der Ver- 
einten Nationen vorgesehenen Vergünsti- 
gungen auf schwedische Staatsangehörige 

Die Heranziehung schwedischer Staats- 
angehöriger zum deutschen Lastenausgleich 


hat schon im Jahre 1949 unter der Geltung 
des Soforthilfegesetzes zu Forderungen 
von schwedischer Seite auf Befreiung vom 
Lastenausgleich geführt. Den schwedischen 
Wünschen wurde damals zunächst im 
Wege einer vorläufigen Stundung der So- 
forthilfeabgabe entsprochen, um den Weg 
für eine befriedigende Regelung der Ver- 
mögensfrage nicht zu verbauen. Bei dieser 
vorläufigen Stundung ist es bis heute ge- 
blieben; sie soll nach dem als Anlage 5 
beigefügten Schriftwechsel auch für die 
Übergangszeit bis zum Inkrafttreten des 
Abkommens aufrechterhalten bleiben. Die 
Anwendung der für AVN vorgesehenen 
Vergünstigungen auf schwedische Staats- 
angehörige führt hiernach kaum zu Er- 
stattungen, sondern vermeidet lediglich 
eine Nachzahlung der gestundeten Beträge. 
Die den AVN zustehenden — und nun- 
mehr auf schwedische Staatsangehörige 
auszudehnenden — Vergünstigungen sind 
in Art. 6 des Zehnten Teils des Über- 
leitungsvertrags enthalten. Zum begün- 
stigten Personenkreis gehören danach na- 
türliche Personen, die die Staatsangehörig- 
keit eines zu den Vereinten Nationen 
zählenden Staates am 21. Juni 1948 inne- 
hatten, sowie juristische Personen, die nach 
dem Recht eines solchen Staates errichtet 
sind. Diesen gleichgestellt sind Kapital- 
gesellschaften deutschen Rechts, an denen 
die vorbezeichneten natürlichen und juristi- 
schen Personen sowohl am 21. Juni 1948 
als auch am 8. Mai 1945 entweder unmit- 
telbar oder über andere Gesellschaften eine 
Beteiligung von mindestens 85 v. H. be- 
sessen haben. Die begünstigten Abgabe- 
pflichtigen brauchen die Leistungen auf die 
VA (bzw. auf die als deren Vorläufer an- 
zusehende Soforthilfeabgabe) für die Zeit 
vom 1. April 1949 bis 31. März 1955 nicht 
zu erbringen; ab 1. April 1955 müssen 
jedoch auch von den begünstigten Abgabe- 
pflichtigen die vollen Vierteljahresbeträge 
der VA geleistet werden. Abgaben recht- 
liche Einzelheiten über den Umfang der 
Vergünstigungen für AVN sind aus dem 
Runderlaß des Bundesministers der Finan- 
zen vom 25. Februar 1956 (BStBl. I S. 47) 
zu ersehen. 

Durch den in Art. 1 und 2 des Abkom- 
mens enthaltenen Grundsatz der Meist- 
begünstigung werden schwedische Staats- 
angehörige den AVN gleichgestellt; für die 
sechsjährige Befreiung von der Soforthilfe- 
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abgabe und der VA genügt somit anstelle 
der Staatsangehörigkeit eines zu den Ver- 
einten Nationen gehörenden Staates auch 
die schwedische Staatsangehörigkeit (bei 
juristischen Personen: die Errichtung nach 
schwedischem Recht), während die von der 
Staatsangehörigkeit unabhängigen objek- 
tiven Voraussetzungen daneben erfüllt sein 
müssen. 

Am Rande erwähnt sei noch die Auswir- 
kung der Meistbegünstigung bei der Hy- 
pothekengewinnabgabe. Nach einem alli- 
ierten Genehmigungsvorbehalt zum Hypo- 
thekensicherungsgesetz brauchten für 
Grundstücke im Eigentum von AVN Lei- 
stungen auf die Umstellungsgrundschulden 
nicht erbracht zu werden. Da aber für die 
im Rahmen des Lastenausgleichs zu erhe- 
bende Hypothekengewinnabgabe keine 
Vergünstigungen für AVN vorgesehen 
sind, beschränkt sich die Auswirkung des 
genannten Genehmigungsvorbehalts dar- 
auf, daß die Leistungen auf die Abgabe- 
schuld später als sonst einsetzen (§ 106 
Abs. 2 Satz 2 LAG) und der Tilgungszeit- 
raum sich entsprechend verlängert. Diese 
Regelung gilt nunmehr auch für Grund- 
stücke im Eigentum von schwedischen 
Staatsangehörigen, bei denen die Leistungen 
auf Umstellungsgrundschulden seither im 
Wege einer Aussetzung der Beitreibung ge- 
stundet waren. 

Die Meistbegünstigung nach Art. 1 und 2 
des Abkommens hat darüber hinaus auch 
für die Entschädigungsseite des Lastenaus- 
gleichs Bedeutung. Nach Art. 3 des Zehnten 
Teils des Uberleitungsvertrags werden 
AVN hinsichtlich ihrer im Bundesgebiet 
erlittenen Kriegssachschäden bei den Ent- 
schädigungen aus dem Lastenausgleich so 
behandelt wie deutsche Staatsangehörige 
mit Wohnsitz in der Bundesrepublik 
Deutschland, es sei denn, daß es sich um die 
Eingliederungshilfe (Aufbaudarlehen usw.) 
oder die Wohnraumhilfe handelt. Da das 
Lastenausgleichsgesetz die Entschädigung 
für Kriegssachschäden nicht von der Staats- 
angehörigkeit abhängig macht, besteht die 
Vergünstigung lediglich darin, daß AVN 
und nunmehr auch schwedische Staats- 
angehörige die Kriegsschadenrente — für 
die im Gegensatz zur Hauptentschädigung 
der gewöhnliche Aufenthalt im Bundes- 
gebiet erforderlich ist (§ 287 LAG) — auch 
dann erhalten können, wenn sie ihren 
Wohnsitz im Ausland haben. 


Art. 3 des Abkommens regelt eine im Ver- 
hältnis zu Schweden auf tauchende Sonder- 
frage, die sich im Rahmen des von Schweden 
durchgeführten Zwangsclearings ergibt. Aus 
Mitteln des deutschen Vermögens in Schwe- 
den sind Forderungen schwedischer Gläubi- 
ger gegen das ehemalige Deutsche Reich 
beglichen worden, die sich auf die Entschä- 
digungspflicht des ehemaligen Deutschen 
Reichs für während des Krieges entstandene 
Kriegssachschäden stützten. Wenn auch 
diese Zahlungen nicht wieder rückgängig 
gemacht werden können, so müssen sie doch 
zumindest auf die im Rahmen des Lasten- 
ausgleichs vorgesehenen Entschädigungen 
angerechnet werden. Die Anrechnung soll 
nach den gleichen Grundsätzen erfolgen, 
nach denen frühere Entschädigungen auf 
Grund der Kriegssachschädenverordnung 
berücksichtigt werden; die Entschädigung 
wird zu diesem Zweck mit dem vollen Ge- 
genwert in Deutscher Mark angesetzt. 

Die durch das 4. LAG-Änderungsgesetz 
vom 12. Juli 1955 (BGBl. I S. 403) herbei- 
geführte Fassung des § 8 Abs. 2 Nr. 4 des 
Feststellungsgesetzes läßt die Auslegung zu, 
daß auch von ausländischen Staaten gezahlte 
Entschädigungen auf die Entschädigungen 
im Rahmen des Lastenausgleichs anzurech- 
nen sind. Eine solche Behandlung kann jedoch 
nicht für Zahlungen gelten, die ein auslän- 
discher Staat an seine Staatsangehörigen zu 
Lasten des Staatshaushalts leistet; denn hier- 
durch würden die sich aus dem Lastenaus- 
gleich ergebenden Verpflichtungen der Bun- 
desrepublik praktisch auf den ausländischen 
Staat abgewälzt. Die Nichtanrechnung von 
Entschädigungszahlungen zu Lasten eines 
ausländischen Staatshaushalts wird durch 
Art. 3 Abs. 1 letzter Satz im Verhältnis zu 
Schweden klargestellt. 

Eine sachlich zum ersten Teil des Abkom- 
mens gehörende Ergänzung enthält Art. 5 
des Abkommens. Die hier ausdrücklich be- 
stimmte Zuständigkeit der nach deutschem 
Steuerrecht zuständigen Verwaltungsbehör- 
den und Gerichte war deshalb erforderlich, 
um eine Zuständigkeit der in Art. 12 des 
Zehnten Teils des Überleitungsvertrags vor- 
gesehenen Schiedskommission für Güter, 
Rechte und Interessen in Deutschland (die 
letztinstanzlich über Streitfragen des Art. 6 
des Uberleitungsvertrags entscheidet) im 
Verhältnis zu Schweden auszuschließen, 
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2. Doppelbesteuerungsfragen im Verhältnis zu 
Schweden bei der Vermögensabgabe 

Nach der Wortfassung des deutsch-schwedi- 
schen Doppelbesteuerungsabkommens vom 
25. April 1928 (RGBl. II S. 522) ist es zwei- 
felhaft, ob die VA von den Vorschriften 
des Abkommens betroffen wird: Nach 
Art. 1 Abs. 2 des Abkommens gehören zu 
den in dem Abkommen behandelten direk- 
ten Steuern solche Steuern, die von dem 
Vermögen erhoben werden. In Abs. 3 des 
Art. 1 ist dann im Rahmen einer nicht ab- 
schließenden Aufzählung als Steuer vom 
Vermögen die schon damals erhobene Ver- 
mögensteuer genannt. Weiter für die An- 
wendung des Abkommens auf die Ver- 
mögensabgabe spricht der Wortlaut des 
Art. 9, der die bei den Einkünften maß- 
gebenden Grundsätze für die Aufteilung der 
Steuerhoheit auf die Steuern vom Ver- 
mögen überträgt und hierbei ausdrücklich 
auch einmalige Steuern vom Vermögen (als 
solche ist die Vermögensabgabe anzusehen) 
erwähnt. 

Gegenüber den sich aus der Wortfassung 
ergebenden Gesichtspunkten zugunsten 
einer Anwendung des deutsch-schwedischen 
Doppelbesteuerungsabkommens, die sich 
die schwedische Seite naturgemäß zunutze 
zu machen suchte, wurde von deutscher 
Seite bisher an der Auffassung festgehalten, 
daß die Vermögensabgabe wegen ihres 
besonderen Charakters und vor allem des- 
halb nicht unter das Doppelbesteuerungs- 
abkommen fallen könne, weil Schweden 
keine entsprechende Abgabe erhebe und es 
insoweit an der das Doppelbesteuerungs- 
abkommen tragenden Voraussetzung der 
Gegenseitigkeit fehle. 

Unter diesen Umständen lag es nahe, im 
Rahmen der Bereinigung von Vermögens- 
angelegenheiten im Verhältnis zu Schwe- 
den klarzustellen, daß das Doppelbesteue- 
rungsabkommen auch auf die Vermögens- 
abgabe Anwendung findet. Diese Rege- 
lung gilt aber nur für schwedische Staats- 
angehörige und diesen gleichzuachtende, 
nach schwedischem Recht errichtete juristi- 
sche Personen (wegen der Gründe vgl. 
weiter unten). Damit werden die be- 
schränkt abgabepflichtigen schwedischen 
Staatsangehörigen mit denjenigen Vermö- 
genswerten des Inlandsvermögens (§ 77 des 
Bewertungsgesetzes) befreit, die nicht in 
Grundbesitz oder Betriebsvermögen be- 
stehen (so insbesondere mit auf Grundbe- 


sitz in der Bundesrepublik dinglich gesi- 
cherten Forderungen sowie mit in der 
Bundesrepublik eingetragenen immateriel- 
len Rechten, die nicht zu einem Betriebs- 
vermögen gehören). Die wegen ihres 
Wohnsitzes am 21. Juni 1948 in der Bun- 
desrepublik unbeschränkt abgabepflichtigen 
schwedischen Staatsangehörigen werden 
durch Anwendung des Doppelbesteuerungs- 
abkommens mit dem in Schweden belege- 
nen Vermögen befreit, soweit dieses aus 
Grundbesitz oder Betriebsvermögen be- 
steht. Diese Abgabepflichtigen werden 
außerdem durch Art. 4 Abs. 2 mit dem 
sonstigen in Schweden belegenen Ver- 
mögen befreit (hierüber vgl. den folgenden 
Absatz). 

Nach § 3 des Ratifikationsgesetzes ist der 
deutsche Eigentümer von Vermögen, das 
im Rahmen des Zwangsclearings liquidiert 
wurde, hinsichtlich der im Ausgleichsver- 
fahren erhaltenen Beträge von der Ver- 
mögensabgabe sowie den Ertragsteuern 
und der Vermögensteuer befreit. Anderer- 
seits würden aber nach der Abgrenzung 
der auf die Staatsangehörigkeit keine Rück- 
sicht nehmenden unbeschränkten Abgabe- 
pflicht in § 16 LAG schwedische Staats- 
angehörige mit Wohnsitz oder gewöhn- 
lichem Aufenthalt am 21. Juni 1948 in der 
Bundesrepublik auch mit ihrem in Schwe- 
den belegenen Vermögen (dem sogenann- 
ten Fleimatvermögen) zur VA heranzu- 
ziehen sein, soweit dieses nicht aus Grund- 
besitz oder Betriebsvermögen besteht und 
daher bereits durch Anwendung des 
deutsch-schwedischen Doppelbesteuerungs- 
abkommens einer Erfassung durch die 
VA entzogen wäre. Die von den Auslän- 
dern schon ohnedies als besondere klärte 
empfundene Heranziehung mit ihrem 
Auslandsvermögen im Falle ihres Wohn- 
sitzes am 21. Juni 1948 in der Bundes- 
republik erschien im Verhältnis zu Schwe- 
den nicht mehr tragbar, nachdem die deut- 
schen Staatsangehörigen mit ihren Ent- 
schädigungen für das Vermögen in Schwe- 
den von der VA befreit werden. Abs. 2 des 
Art. 4 befreit daher auch das Heimatver- 
mogen unbeschränkt abgabepflichtiger 
schwedischer Staatsangehöriger von der 
VA. Die Aufzählung der im einzelnen be- 
freiten Vermögenswerte ist erschöpfend, 
umfaßt daher praktisch das gesamte son- 
stige Vermögen im Sinne der §§ 67 und 68 
des Bewertungsgesetzes, soweit dieses Ver- 
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mögen in räumlicher Beziehung zu Schwe- 
den steht. Die vorgenommene Einzelauf- 
zählung war erforderlich, um für die ver- 
schiedenen Gruppen von Vermögenswerten 
festzulegen, an Hand welcher Merkmale 
ihre räumliche Beziehung zu Schweden 
festgestellt werden soll. 

Wie bereits erwähnt, beschränkt sich die 
Anwendung der in Art. 4 getroffenen Vor- 
schriften zur Doppelbesteuerung auf schwe- 
dische Staatsangehörige und diesen gleich- 
zuachtende, nach schwedischem Recht er- 
richtete juristische Personen. Diese Be- 
schränkung erschien vor allem deshalb an- 
gezeigt, weil die steuerliche Behandlung 
des deutschen Vermögens in Schweden 
durch § 3 des Mantelgesetzes eine Sonder- 
regelung erfahren hat, die eine Befassung 
mit Fragen der Doppelbesteuerung ent- 
behrlich erscheinen läßt. Darüber hinaus 
bestand für die Einbeziehung deutscher 
Staatsangehöriger (einschließlich der nach 
deutschem Recht errichteten Kapitalgesell- 
schaften) in die Vergünstigungen des 
Art. 4 kein Anlaß. 

Art. 4 Abs. 3 regelt die Frage, wie Per- 
sonen schwedischer Staatsangehörigkeit zu 
behandeln sind, die zugleich die deutsche 
Staatsangehörigkeit besitzen (sogenannte 
Doppelstaatler). Das Abkommen verzich- 
tet hier im Interesse einer Abstimmung 
mit der Behandlung des deutschen Vermö- 
gens auf eine eigene Abgrenzung und 
stellt darauf ab, ob die Doppelstaatler von 
den schwedischen Liquidationsmaßnahmen 
betroffen worden sind oder nicht. Soweit 
letzteres der Fall ist, werden sie als deut- 
sche, im übrigen als schwedische Staats- 
angehörige behandelt. 

Mit der Anwendung des deutsch-schwedi- 
schen Doppelbesteuerungsabkommens ist 
auch die Bereinigung von Zweifelsfragen 
auf dem Gebiet der VA im Wege des Ver- 
ständigungsverfahrens nach den Art, 13 
bis 15 des Doppelbesteuerungsabkommens 
gewährleistet. Das Verständigungsverfah- 
ren soll sich auch auf Fragen des Art. 4 
Abs. 2 beziehen. 

Dadurch, daß in Teil II des Abkommens 
eine ausdrückliche Bestimmung über die 
Anwendbarkeit des deutsch-schwedischen 
Doppelbesteuerungsabkommens für er- 
forderlich gehalten wird, vermeidet das 
Abkommen eine Auswirkung auf andere 
Staaten, mit denen sachlich gleiche Dop- 
pelbesteuerungsabkommen bestehen. 


Von besonderer Bedeutung ist die Frage, 
ob die in Teil II des Abkommens getrof- 
fene Vereinbarung auf Grund der Meist- 
begünstigungsklausel des Art. 10 des Zehn- 
ten Teils des Überleitungsvertrags Aus- 
wirkungen zugunsten der AVN hat. Dazu 
ist folgendes zu sagen: 

Es ist international anerkannter Grund- 
satz, daß Vereinbarungen in Doppelbe- 
steuerungsverträgen sowie Vereinbarun- 
gen, die klar abgrenzbare eigentümliche 
Sonderregelungen zum Gegenstand haben, 
keine Anwendung von Meistbegünsti- 
gungsklauseln zur Folge haben (Hinweis 
auf Rosendorff-Henggeler, Das inter- 
nationale Steuerrecht des Erdballs — 
Europa, Bd. I S, 377; Rennebaum-Zitzlaff, 
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träge S. 27; Dorn, Das Steuerrecht der 
Wirtschaft, Steuer und Wirtschaft 1926 
Sp, 1399, 1404; Guggenheim, Lehrbuch des 
Völkerrechts Bd. I S. 98). Der Fall II des 
Abkommens, der bewußt von den im 
ersten Teil behandelten Fragen scharf ge- 
trennt und als Ergänzung des Doppelbe- 
steuerungsabkommens besonders heraus- 
gestellt wurde, ist sachlich eine zusätzliche 
Abgrenzung der gegenseitigen Besteuerung 
zur Regelung einer eigenartigen, im Ver- 
hältnis zu Schweden durch das Abkommen 
über deutsche Vermögenswerte in Schwe- 
den und das Mantelgesetz eingetretenen 
rechtlichen Lage. Es handelt sich um einen 
im Zusammenhang mit dem Doppelbe- 
steuerungsabkommen und der Behand- 
lung des deutschen Vermögens in Schwe- 
den stehenden Sonderfall, der eine Sonder- 
regelung erforderte und von den recht- 
lichen Zusammenhängen, die zu dieser 
Regelung geführt haben, nicht losgelöst 
werden kann. Die Regelung in Teil II des 
Abkommens, die deshalb nicht verselb- 
ständigt werden kann, stellt zusammen 
mit den übrigen Vereinbarungen eine un- 
teilbare Einheit dar. Aus den genannten 
Gründen kann die für die AVN vorge- 
sehene Meistbegünstigungsklausel nicht zur 
Wirkung kommen. 

IV. 

Das Ratifikationsgesetz 
Nach § 1 des Ratifikationsgesetzes wird den 
vorstehend erläuterten Abkommen nebst 
Unterzeichnungsprotokoll zugestimmt. 

Nach § 2, der einer schwedischen Forderung 
entspricht, wird der Bundesminister der 
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Finanzen ermächtigt, für die Verwaltung 
und Anlage des Liquidationsausgleichsfonds 
bis zu seiner Verteilung an die Berechtigten 
Sicherheitsleistungen und Gewährleistungen 
zu übernehmen. 

Die Bundesgarantie soll sicherstellen, daß die 
in deutsche Verfügungsgewalt gelangten 
Ausgleichsmittel im Zeitpunkt der Ausschüt- 
tung auch tatsächlich zur Verfügung stehen. 
Da über die Anlage der Ausgleichsmittel der 
auf Grund von § 7 des Treuarbeitvertrages 
gebildete Ausschuß Bestimmung zu treffen 
hat und Entscheidungen dieses Ausschusses 
nicht gegen die Stimmen der deutschen Re- 
gierungsvertreter ergehen können, erscheint 
die Übernahme der Garantie vertretbar. 

Durch § 3 Abs. 1 wird der Liquidationsaus- 
gleichsfonds für die Übergangszeit bis zur 
vollständigen Verteilung an die früheren 
Eigentümer von allen Steuern befreit, die 
an das Vermögen oder die Einkünfte hieraus 
anknüpfen (also insbesondere von der Ver- 
mögensteuer, der Körperschaftsteuer und der 
Abgabe „Notopfer Berlin“). Außerdem wer- 
den durch § 3 Abs. 1 Satz 2 des Ratifika- 
tionsgesetzes die mit dem' Erwerb und der 
Verwertung des Vermögens verbundenen 
Geschäfte von etwa in Betracht kommenden 
Verkehrsteuern befreit. Insbesondere ge- 
währleistet § 3 Abs. 1 Satz 2 eine Befreiung 
von der Börsenumsatzsteuer für den Erwerb 
und die Weiterveräußerung von Auslands- 
bonds durch die Treuarbeit. 

Nach den allgemeinen Vorschriften würde 
eine steuerliche Erfassung der Ausgleichsbe- 
träge in der Regel nur insoweit eintreten, als 
das in Schweden liquidierte Vermögen zu 
einem bilanzierenden gewerblichen Betrieb 
gehörte. Nach dem in den §§ 74, 75 des 
D^Markbilanzgesetzes festgelegten Kopplungs- 
prinzip wäre die Entschädigung entweder als 
Gewinn der DM-Zeit zu den Ertragsteuern 
oder als Vermögen vom 21. Juni 1948 zur 
Vermögensteuer und zur Vermögensabgabe 
herangezogen worden. 

Durch § 3 Abs. 2 Sätze 1 und 2 wird be- 
stimmt, daß die Ausgleichsbeträge von den 
genannten Steuern und der Vermögensab- 
gabe befreit sind, wobei sich die Befreiung 
von 'der Vermögensteuer auf die Zeit bis zur 
Auszahlung beschränkt. Andererseits kann 
ein Verlust nicht anerkannt werden, der sich 
ausnahmsweise bei einem Betrieb ergibt, der 
in der DM-Eröffnungsbilanz das Ver- 
mögen in Schweden mit seinem vollen Wert 
angesetzt hat und nunmehr nur eine gerin- 


gere Entschädigung erhält. In dem letztge- 
nannten Ausnahmefall erstreckt sich die Be- 
freiung von der Vermögensabgabe und der 
Vermögensteuer auch auf den überhöhten 
Wertansatz in der DM-Eröffnungsbilanz. 

Im Hinblick auf diese steuerliche Regelung 
konnte auf eine Berichtigung der steuerlichen 
DM-Eröffnungsbilanz nach § 74 Abs. 2 
und 3 in Verbindung mit § 75 des D-Mark- 
bilanzgesetzes verzichtet werden (vgl. § 3 
Abs. 2 Satz 3 des Ratifikationsgesetzes). In 
der genannten Vorschrift wird außerdem in 
handelsrechtlicher Beziehung bestimmt, daß 
§ 47 des D-Markbilanzgesetzes nicht anzu- 
wenden ist und damit der gesetzliche Zwang 
entfällt, die Ausgleichsbeträge der — meist 
bereits in ausreichender Höhe bestehenden 
— gesetzlichen Rücklage zuzuweisen. Die 
Unternehmen können somit die Ausgleichs- 
beträge in der auf die Ausschüttung folgen- 
den Handelsbilanz als — steuerfreien — 
außerordentlichen Gewinn ausweisen und 
hierüber nach den allgemeinen handelsrecht- 
lichen Grundsätzen verfügen. 

Die in § 3 vorgesehenen steuerlichen Erleich- 
terungen stehen in Zusammenhang mit der 
schwedischen Forderung, die Bundesregie- 
rung möge die Zusicherung geben, daß der 
für die Vs-Lösung fehlende Betrag gegebe- 
nenfalls aus Haushaltsmitteln zugeschossen 
wird. Während die Bundesregierung sich zur 
Erfüllung dieses schwedischen Wunsches 
außerstande sah, konnte sie sich doch ohne 
Gefährdung der Verhandlungsziele der 
schwedischen Forderung nicht verschließen, 
diese Tatbestände von steuerlichen Belastun- 
gen jeglicher Art freizustellen und damit zu 
einer für die früheren Eigentümer tragbaren 
Regelung beizutragen. 

Die in § 4 genannte Dienststelle für Aus- 
landsvermögen hat seit Jahren iim Einver- 
nehmen mit dem zuständigen schwedischen 
Liquidationsamt die von diesem jeweils mit- 
geteilten enteigneten deutschen Vermögens- 
eigentümer erfaßt und die aus ihren Ver- 
mögenswerten erzielten Liquidationserlöse 
gebucht. Die Dienststelle ist daher wegen der 
in der Vergangenheit gesammelten Erfahrun- 
gen und der bei ihr bereits vorhandenen 
Unterlagen zur Durchführung der vor- 
erwähnten Aufgaben besonders geeignet. 

§ 5 enthält die übliche Berlin-Klausel. 

§ 6 trifft Bestimmungen über das Inkraft- 
treten des Gesetzes, 
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Vertrag 


Anlage 1 


über die Verwertung von Forderungen schwedischer Gläubiger 

gegen deutsche Schuldner 


Vorbemerkung 

(1) Auf Grund des schwedischen Gesetzes 
vom 16. Februar 1934 (Nr. 19) ist durch die 
schwedische Verordnung vom 8. September 
1950 (Nr. 494) angeordnet worden, daß die- 
jenigen schwedischen Gläubiger, die eine For- 
derung gegen das Deutsche Reich oder ge- 
gen ein anderes Rechtssubjekt im Deutschen 
Reich in seinen Grenzen vom 1. Januar 1938 
besitzen, das Recht haben sollen, für ihre 
Forderungen Bezahlung aus den Guthaben 
zu erhalten, die bei dem schwedischen Clea- 
ringsnämnden gesperrt worden sind oder die 
durch Realisierung von deutschen Vermö- 
genswerten entstehen werden, und daß diese 
Vermögenswerte dem schwedischen Likvi- 
dationsnämnden zur Durchführung des von 
Schweden angeordneten Zwangsclearings zur 
Verfügung gestellt werden. 

(2) Soweit die schwedischen Gläubiger, denen 
die oben näher angegebenen Forderungen zu- 
standen, Bezahlung dieser Forderungen aus 
den genannten Guthaben erhalten haben, 
sind dem Likvidationsnämnden über diese 
Forderungen von den Gläubigern schriftliche 
Blankoabtretungen ausgehändigt worden, 
die an eine zur Einziehung oder sonstigen 
Verwertung der Forderungen befugte deut- 
sche Stelle auf Grund der oben erwähnten 
schwedischen Vorschriften und entsprechend 
dem Zweck der Blankoabtretungen zu über- 
geben sind. Dasselbe gilt von den von Likvi- 
dationsnämnden voll bezahlten, über gewisse 
Forderungen von den Schuldnern ausgestell- 
ten Schuldurkunden. Es ist beabsichtigt, die 
Forderungen alsbald einziehen oder in son- 
stiger Weise verwerten zu lassen und die 
hierbei erzielten Beträge nach Abzug der 
Kosten auf ein Konto, das im Gebiet der 
Bundesrepublik errichtet wird, überführen 
zu lassen. 

§ 1 

Die von den Gläubigern dem schwedi- 
schen Likvidationsnämnden übergebenen 
schriftlichen Blankoabtretungen und Schuld- 
urkunden oder die gegen die Schuldurkun- 
den nadi Maßgabe des Londoner Schuldenab- 


kommens eingetauschten neuen Schuldurkun- 
den oder Ansprüche auf Aushändigung neuer 
Schuldurkunden werden der Deutschen Re- 
visions- und Treuhand-Aktiengesellschaft, 
Frankurt/M., Bockenheimer Anlage 15 (Treu- 
arbeit), ausgehändigt bzw. auf sie übertragen. 
Diese ist berechtigt, die sidi hieraus ergeben- 
den Ansprüche im eigenen Namen geltend 
zu machen. 

§ 2 

Die Bundesregierung beauftragt die Treu- 
arbeit, die Forderungen nach Maßgabe der 
Bestimmungen dieses Vertrages entweder 
durch Einziehung oder in sonstiger geeigne- 
ter Weise zu verwerten. 

s 3 

Die Treuarbeit nimmt den ihr nach § 2 
erteilten Auftrag an. 

§ 4 

(1) Die Treuarbeit hat die Forderungen, 
falls nicht eine anderweitige Verwertung in 
Betracht kommt, gegen die Schuldner gel- 
tend zu machen. 

(2) Die Tätigkeit der Treuarbeit wird sidi 
vor allem erstrecken auf 

a) die Anforderung, Anmahnung und Ein- 
ziehung der ausstehenden Schuldbeträge, 

b) die Prüfung der Einwendungen der 
Schuldner, 

c) gegebenenfalls die gerichtliche Geltend- 
machung der Forderungen. 

§ 5 

Die Treuarbeit hat sich bei Ausführung 
des nach § 2 erteilten Auftrages nach den 
Weisungen des Bundesministers der Finan- 
zen zu richten. 

S 6 

(1) Die Treuarbeit ist verpflichtet, die ihr 
übertragenen Aufgaben mit der Sorgfalt 
eines ordentlichen Kaufmannes durchzufüh- 
ren. 

(2) Die Bundesrepublik erstattet der Treu- 
arbeit alle bei der Durchführung der über- 



tragenen Aufgaben entstehenden Kosten 
abzüglich der nach § 10 auf dem „Kosten- 
fonds“ eingehenden Betrage. Die Bundes- 
republik erstattet der Treuarbeit den Auf- 
wand, der ihr zufolge der Inanspruchnahme 
durch Dritte aus Schadensersatzansprüchen 
bei der Durchführung des nach § 2 erteilten 
Auftrages entsteht. Diese Erstattungspflicht 
entfällt für Ansprüche, die auf einer Verlet- 
zung der der Treuarbeit gemäß Absatz 1 ob- 
liegenden Sorgfaltspflicht beruhen. 

§ 7 

Der Bundesminister der Finanzen wird 
zur Beratung und zur Überwachung der 
Treuarbeit bei der Durchführung der in die- 
sem Vertrag vorgesehenen Einziehung oder 
sonstigen Verwertung einen Ausschuß bilden, 
dem vier Vertreter angehören sollen. 

§ 8 

Die zuständige schwedische Stelle wird der 
Treuarbeit auf Anforderung alle in dem 
Archiv des Likvidationsnämnden befind- 
lichen, zur Durchführung der Einziehung 
oder sonstigen Verwertung, insbesondere 
einer etwaigen gerichtlichen Geltendmachung 
erforderlichen Urkunden und sonstigen Be- 
weisunterlagen zur Verfügung stellen oder 
sonst, wenn irgend möglich, beschaffen und 
auch in sonstiger Weise alle ihr möglichen 
Informationen und Auskünfte erteilen, 
welche die Treuarbeit zur Durchführung der 
Einziehung oder sonstigen Verwertung für 
notwendig erachtet. 

5 9 

Wird eine Klage der Treuarbeit gegen 
einen Schuldner abgewiesen, weil die Forde- 
rung nicht oder nicht in der geltend gemach- 
ten Höhe besteht, so wird die zuständige 
schwedische Stelle alle Rechte, die ihr nach 
den geltenden oder etwa noch zu erlassenden 
schwedischen Gesetzen gegen den ursprüng- 
lichen Gläubiger auf Rückzahlung der vom 


Likvidationsnämnden ausgezahlten Beträge 
zuzüglich etwaiger Schadensersatzansprüche 
zustehen, an die Treuarbeit abtreten. 

S 10 

(1) Von jedem einzelnen bei der Verwer- 
tung der nicht in Schuldurkunden verbrief- 
ten Forderungen eingehenden Betrag über- 
führt die Treuarbeit 12% auf ihr Konto 
„Kostenfonds“ bei der Frankfurter Bank in 
Frankfurt/M. Die übrigen 88 % jedes einzel- 
nen bei der Verwertung eingehenden Betra- 
ges sind von der Treuarbeit auf ein bei der 
vorgenannten Bank einzurichtendes Ander- 
konto „Liquidationsausgleichsfonds“ einzu- 
zahlen. 

(2) Beträge, die aus der Verwertung von 
Schuldurkunden eingehen, für welche die 
Bundesrepublik haftet, sind in voller Höhe 
auf das in Absatz 1 bezeichnete Anderkonto 
„Liquidationsausgleichsfonds“ einzuzahlen. 

(3) Von Beträgen, die aus der Verwertung 
anderer als der in Absatz 2 bezeichneten 
Schuldurkunden eingehen, sind etwaigen De- 
potgebühren entsprechende Teilbeträge auf 
das in Absatz 1 bezeichnete Konto „Kosten- 
fonds“, der Rest auf das in Absatz 1 bezeich- 
nete Anderkonto „Liquidationsausgleichs- 
fonds“ einzuzahlen. 

(4) Die auf dem Anderkonto „Liquida- 
tionsausgleichsfonds“ angesammelten Be- 
träge sind nach näherer Maßgabe der von 
den beiden Regierungen zu treffenden Be- 
stimmungen zur Auszahlung an diejenigen 
Berechtigten zu verwenden, deren Rechte 
von den in Absatz 1 der Vorbemerkung ge- 
nannten schwedischen Maßnahmen berührt 
worden sind. Über dieses Anderkonto darf 
daher nur zu diesem Zweck und nach den 
oben erwähnten Bestimmungen verfügt wer- 
den. 

§ 11 

Dieser Vertrag tritt am 1. März 1956 in 
Kraft. 


Stockholm, den 17. Januar 1956 

Für die Königlich Für die Regierung 

Schwedische Regierung der Bundesrepublik Deutschland 

gez. Emil Sandström gez. Dr. Ernst Feaux de la Croix 

Für die Deutsche Revisions- 
und Treuhand-Aktiengesellschaft 

gez. Dr. Hans Schirmer 
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Anlage 2 


Der Vorsitzende 
der Schwedischen Delegation 

Bonn, den 22. März 1956 
Herr Vorsitzender, 

Wahrend der Verhandlungen, die zu dem 
heute Unterzeichneten Abkommen über deut- 
sche Vermögenswerte in Schweden nebst Un- 
terzeichnungsprotokoll geführt haben, ist 
versucht worden, die Höhe der sich nach 
Ziffer 5 des Unterzeichnungsprotokolls vor- 
aussichtlich ergebenden Ausschüttungsquote 
zu errechnen. Es hat sich herausgestellt, daß 
eine solche Berechnung im gegenwärtigen 
Zeitpunkt insbesondere deshalb Schwierig- 
keiten bereitet, weil die Höhe der Erlöse 
aus der Verwertung von Forderungen, die an 
die Deutsche Revisions- und Treuhand-Ak- 
tiengesellschaft nach dem Vertrage vom 
17. Januar 1956 übertragen worden sind, sich 
kaum voraussehen läßt. Ebensowenig kön- 
nen die Kurse der von der Deutschen Revi- 
sions- und Treuhand- Aktiengesellschaft zu 
verwertenden Anleihen schon jetzt genau 
angesetzt werden. 

Wir glauben, begründeten Anlaß zu der 
Hoffnung zu haben, daß die dem Liquida- 
tionsausgleichsfonds zufließenden Mittel ins- 
gesamt ausreichen werden, um die in Ar- 
tikel 6 des Abkommens genannte Ausschüt- 
tungsquote von 2 /z voll oder annähernd zu 
erreichen, wobei wir davon ausgehen, daß die 
allgemeinen wirtschaftlichen Verhältnisse sich 
nicht wesentlich ändern. 

Für den Fall jedoch, daß die künftige Ent- 
wicklung diesen Erwartungen nicht ent- 
spricht, schlage ich vor, daß unsere Regierun- 
gen, und zwar spätestens bei Ablauf der in 
Ziffer 10 Satz 1 und 2 des Unterzeichnungs- 
protokolls genannten Fristen, die mit der Aus- 
schüttungsquote zusammenhängenden Fragen 
nochmals erörtern. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochach- 
tung. 

gez. E. Sandström 

An den Vorsitzenden 
der Deutschen Delegation 

Herrn Ministerialdirigent 
Dr. Ernst Feaux de la Croix 


Der Vorsitzende 
der Deutschen Delegation 

Bonn, den 22. März 1956 
Herr Vorsitzender, 

Ich bestätige den Empfang Ihres Briefes vom 
heutigen Tage, dessen schwedischer Text fol- 
genden Inhalt hat: 


(Es folgt der Text des vorstehenden Briefes) 


Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
mit dem Inhalt Ihres Briefes einverstanden 
ist und Ihren Vorschlägen zustimmt. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hochach- 
tung. 

gez. Dr. E. Feaux de la Croix 

An den Vorsitzenden 

der Schwedischen Delegation 

Flerrn Justizrat Emil Sandström 
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Anlage 3 

Der Vorsitzende 
der Schwedischen Delegation 

Bonn, den 22. März 1956 

Herr Vorsitzender, 

Unter Bezugnahme auf die Erklärungen der 
schwedischen Delegation während der Ver- 
handlungen, die zu dem heute Unterzeich- 
neten Abkommen über deutsche Vermögens- 
werte in Schweden geführt haben, beehre ich 
mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Die Regierung des Königreichs Schweden 
geht davon aus, daß das heute Unterzeich- 
nete Abkommen über deutsche Vermögens- 
werte in Schweden in einem wiedervereinig- 
ten Deutschland zur Geltung gelangt. Die 
Regierung des Königreichs Schweden erwar- 
tet ferner, daß die Regierung der Bundes- 
republik Deutschland sich in diesem Sinne 
einsetzen wird, falls dies nach Lage der Um- 
stände im Zeitpunkt der Wiedervereinigung 
Deutschlands erforderlich sein sollte. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

gez. E. Sandström 


An den Vorsitzenden 
der Deutschen Delegation 

Herrn Ministerialdirigent 
Dr. Feaux de la Croix 


Der Vorsitzende 
der Deutschen Delegation 

Bonn, den 22. März 1956 

Herr Vorsitzender, 

Ich habe die Ehre, den Empfang Ihres Brie- 
fes vom heutigen Tage zu bestätigen, dessen 
schwedischer Text folgenden Inhalt hat: 


(Es folgt der Text des vorstehenden Briefes ) 


Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
von den vorstehenden Erklärungen Kenntnis 
genommen hat. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

gez. Dr. E. Feaux de la Croix 


An den Vorsitzenden 
der Schwedischen Delegat;.. 

Herrn Justizrat Emil Sandström 
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Anlage 4 


Der Vorsitzende 
der Schwedischen Delegation 

Bonn, den 22. März 1956 

Herr Vorsitzender, 

Im Anschluß an das Abkommen vom heu- 
tigen Tage, das zwischen dem Königreich 
Schweden und der Bundesrepublik Deutsch- 
land über die Wiederherstellung gewerblicher 
Schutzrechte getroffen worden ist, habe ich 
die Ehre, folgendes zu erklären: 

1. An deutschen Patenten oder Waren- 
zeichen oder anderen Gegenständen des 
immateriellen Güterrechts bestehen keine 
von den schwedischen Verwaltern oder 
Administratoren erteilten Lizenzrechte; 

2. Einkünfte aus deutschen Urheberrechten 
oder Rediten an musikalischen Werken 
in Schweden, die nach dem 31. Dezember 
1947 fällig geworden sind, sind freige- 
geben; 

3. Mit Ausnahme der Filmrechte, die der 
Universum Film A.G. zustanden, sind 
keine anderen deutschen Urheberrechte 
in Schweden liquidiert worden. 

Einer Bekanntmachung dieser Erklärung 
steht nichts entgegen. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

gez. E. Sandström 


An den Vorsitzenden 
der Deutschen Delegation 

Herrn Ministerialdirigent 
Dr. Ernst Feaux de la Croix 


Der Vorsitzende 
der Deutschen Delegation 

Bonn, den 22. März 1956 
Herr Vorsitzender, 

Ich bestätige den Empfang Ihres Briefes vom 
heutigen Tage, dessen schwedischer Text fol- 
genden Inhalt hat: 


(Es folgt der Text des vorstehenden Briefes ) 


Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die 
Regierung der Bundesrepublik Deutschland 
von den vorstehenden Erklärungen Kennt- 
nis genommen hat. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

gez. Dr. E. Feaux de la Croix 

An den Vorsitzenden 

der Schwedischen Delegation 

Flerrn Justizrat Emil Sandström 



Anlage 5 

Der Vorsitzende 
der Deutschen Delegation 

Bonn, den 22. März 1956 
Herr Vorsitzender, 

Wegen der Handhabung der Vermögensab- 
gabe gegenüber schwedischen Staatsangehö- 
rigen während der Zeit bis zum Inkrafttre- 
ten des heute Unterzeichneten Abkommens 
zum deutschen Lastenausgleich beehre ich 
mich, Ihnen folgendes mitzuteilen: 

Die Vermögensabgabe wird bis zum Inkraft- 
treten des vorgenannten Abkommens — 
jedoch längstens bis zum 31. März 1957 — 
insoweit gestundet, als sich aus diesem Ab- 
kommen eine Befreiung von der Vermögens- 
abgabe ergibt. In den Fällen, in denen eine 
vorzeitige Fälligkeit der Vermögensabgabe 
für Vierteljahrsraten ab 10. Mai 1956 ange- 
ordnet werden kann oder unmittelbar kraft 
Gesetzes eintritt, bleibt es bei der gesetz- 
lichen Regelung. 

Bis zu der nach dem Inkrafttreten des Ab- 
kommens vorzunehmenden endgültigen Ver- 
anlagung der Vermögensabgabe werden für 
die Zeit ab 10. Mai 1955 Vorauszahlungen 
für das Vermögen erhoben, das nach dem 
Lastenausgleichsgesetz in Verbindung mit die- 
sem Abkommen die Bemessungsgrundlage 
bildet. Bereits geleistete Zahlungen auf die 
Vermögensabgabe, die bei Anwendung des 
Abkommens nicht zu leisten gewesen wären, 
werden nach Durchführung der Veranlagung 
auf Grund der gesetzlichen Bestimmungen 
erstattet. Solange danach später zu erstat- 
tende Beträge vorhanden sind, können sie 
auf die ab 10. Mai 1955 zu leistenden Vor- 
auszahlungen angerechnet werden. 

Bis zum Inkrafttreten des Abkommens wer- 
den Erklärungen zur Vermögensabgabe nur 
für die Zwecke der Festsetzung der Voraus- 
zahlungen, soweit dies noch erforderlich ist 
und soweit nicht die in Absatz 2 Satz 2 ge- 
nannten Falle der sofortigen Fälligkeit vor- 
liegen, gefordert werden. 

Die zugesagte Regelung ergeht vorbehaltlich 
der Zustimmung der Länder der Bundes- 
republik. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

gez. Dr. E. Feaux de la Croix 

An den Vorsitzenden 
der Schwedischen Delegation 

Herrn Justizrat Emil Sandström 


Der Vorsitzende 
der Schwedischen Delegation 

Bonn, den 22. März 1956 
Herr Vorsitzender, 

Ich bestätige den Empfang Ihres Briefes vom 
heutigen Tage, dessen deutscher Text folgen- 
den Inhalt hat: 


(Es folgt der Text des vorstehenden Briefes) 


Ich beehre mich, Ihnen mitzuteilen, daß die 
Regierung des Königreichs Schweden von 
den vorstehenden Erklärungen mit Befrie- 
digung Kenntnis genommen hat. 

Genehmigen Sie, Herr Vorsitzender, den 
Ausdruck meiner ausgezeichneten Hoch- 
achtung. 

gez. E. Sandström 

An den Vorsitzenden 
der Deutschen Delegation 

Herrn Ministerialdirigent 
Dr. Ernst Feaux de la Croix 
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